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Präsident Meiser:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich eröffne die dritte Land-
tagssitzung. Bevor wir in die Tagesordnung eintre-
ten, bitte ich Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen,
und auch Sie, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer,
sich von Ihren Plätzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich von ihren Plät-
zen.)

Wir gedenken der Opfer des unmenschlichen Ter-
roranschlags von Manchester. Wir bekunden unser
Mitgefühl und unsere Solidarität mit den Opfern und
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ihren Angehörigen und unserem Nachbarland Groß-
britannien insgesamt. - Ich danke Ihnen.

Im Rahmen der Einführung von Gruppen in die Par-
lamentsarbeit sind heute Mitglieder des Inner Wheel
Clubs Saar unter der Leitung von Frau Barbara Bar-
thruff bei uns zu Gast. Seien Sie uns herzlich will-
kommen!

(Beifall des Hauses.)

Im Einvernehmen mit den Fraktionsvorsitzenden ha-
be ich den Landtag des Saarlandes zu seiner dritten
Sitzung für heute, 09.00 Uhr, einberufen und die Ih-
nen vorliegende Tagesordnung festgesetzt. Frau
Ministerpräsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer
hat mit Schreiben vom 22. Mai 2017 mitgeteilt, dass
sie beabsichtigt, in der heutigen Landtagssitzung ei-
ne Regierungserklärung zu dem Thema „Für die Zu-
kunft unseres Landes. Solide wirtschaften - mutig
gestalten - mehr investieren.“ abzugeben.

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung:

Verpflichtung von Abgeordneten

Am 17. Mai 2017 haben Frau Abgeordnete Monika
Bachmann und Herr Abgeordneter Roland Theis
mitgeteilt, dass sie mit sofortiger Wirkung auf die
Ausübung ihrer Mandate im saarländischen Landtag
verzichten.

Die Landeswahlleiterin hat mit Schreiben vom 17.
Mai 2017 mitgeteilt, dass gemäß § 42 des Landtags-
wahlgesetzes für die ausgeschiedene Abgeordnete
Monika Bachmann Herr Frank Wagner, Merzig, als
Listennachfolger auf dem Kreiswahlvorschlag der
Christlich Demokratischen Union Deutschlands im
Wahlkreis Saarlouis in den Landtag des Saarlandes
eintritt und für den ausgeschiedenen Abgeordneten
Roland Theis Herr Volker Oberhausen, Homburg,
als Listennachfolger auf dem Landeswahlvorschlag
der Christlich Demokratischen Union Deutschlands
in den Landtag des Saarlandes eintritt.

Die Genannten haben ihr Mandat angenommen. Er-
hebt sich gegen die Feststellung der Landeswahllei-
tung Widerspruch? - Das ist nicht der Fall.

Ich bitte die neuen Mitglieder des Landtages, zu mir
heraufzukommen, damit ich sie gemeinsam ver-
pflichten kann.

Die Mitglieder des Hauses und die Zuhörer bitte ich,
sich zur Verpflichtung der Abgeordneten von ihren
Plätzen zu erheben.

(Die Mitglieder des Hauses und die Zuhörer erhe-
ben sich von ihren Plätzen.)

Herr Abgeordneter Volker Oberhausen, Herr Abge-
ordneter Frank Wagner, ich verpflichte Sie hiermit
auf die gewissenhafte Ausübung der sich aus Ihrem

Mandat ergebenden Pflichten. - Herzlichen Glück-
wunsch.

(Beifall des Hauses.)

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung:

Erste und Zweite Lesung des von der CDU-
Landtagsfraktion, der SPD-Landtagsfraktion,
der DIE LINKE-Landtagsfraktion und der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Gesetzes zur
Änderung des Gesetzes über den Landtag
des Saarlandes (Drucksache 16/12)

Sehr geehrte Damen und Herren, dem Wunsch der
Fraktionen, das vorliegende Gesetz zu begründen,
komme ich gerne nach. Das Gesetz regelt drei
Sachverhalte.

Erstens. In der Praxis hat sich herausgestellt, dass
das Amt des vorläufigen Schriftführers öfter benötigt
wird, als das Gesetz es bisher vorsieht. Dem wollen
wir Rechnung tragen und die vorläufigen Schriftfüh-
rer so lange im Amt lassen, bis die eigentlichen ge-
wählt sind.

Zweitens. Die Schriftführer sind Gegenstand einer
weiteren Änderung. Künftig wird der Gesetzeswort-
laut bezüglich der Zahl der Schriftführer offener ge-
halten, um nicht zu Beginn jeder neuen Wahlperiode
das Gesetz ändern zu müssen. Das Parlament ent-
scheidet dann in Zukunft zu Beginn der neuen Le-
gislaturperiode über die Anzahl der Schriftführer.

Die vorgeschlagene dritte Änderung, die Vizepräsi-
denten betreffend, soll sicherstellen, dass die Oppo-
sition, insoweit repräsentiert durch die größte Oppo-
sitionsfraktion, in jedem Fall einen Vizepräsidenten
oder eine Vizepräsidentin stellt. Angesichts dieser
praktischen Regelung darf ich Sie ganz herzlich um
Ihre Zustimmung bitten.

Ich eröffne die Aussprache. - Das Wort hat Herr
Fraktionsvorsitzender Josef Dörr für die AfD.

Abg. Dörr (AfD):
Herr Präsident! Sehr verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die AfD hat diesen Gesetzentwurf mit einge-
bracht. Wir haben ja noch nicht so viel Erfahrung
hier und können nicht abschätzen, ob ein dritter Vi-
zepräsident nötig ist oder nicht. Aber die Argumente
haben uns so weit überzeugt. Deshalb haben wir im
Gesamtverbund mit all den anderen Dingen, die, wie
es uns scheint, eine Oppositionsarbeit für uns er-
möglichen, dieses Gesetz eingebracht und wir wer-
den auch zustimmen.

Präsident Meiser:
Vielen Dank. Weitere Wortmeldungen sind nicht ein-
gegangen. Ich schließe die Aussprache.
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Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme
der Drucksache 16/12 ist, den bitte ich, eine Hand
zu erheben. - Danke. Wer ist dagegen? - Wer ent-
hält sich der Stimme? - Dann stelle ich fest, dass der
Gesetzentwurf Drucksache 16/12 in Erster Lesung
einstimmig angenommen ist.

In der heutigen Sitzung soll auch die Zweite Lesung
durchgeführt werden. Nach § 33 Abs. 3 der Ge-
schäftsordnung dürfen die zur Verabschiedung einer
Gesetzesvorlage erforderlichen Lesungen nicht in
einer Sitzung und nicht am selben Tag stattfinden.
Abweichungen von dieser Vorschrift kann der Land-
tag gemäß § 57 Landtagsgesetz mit Zweidrittel-
mehrheit der anwesenden Abgeordneten im Einzel-
fall beschließen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dafür ist, dass in
der heutigen Sitzung die Zweite Lesung des Gesetz-
entwurfs durchgeführt wird, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Danke. Wer ist dagegen? - Wer ent-
hält sich der Stimme? - Dann stelle ich fest, dass die
erforderliche Zweidrittelmehrheit erreicht ist und der
Gesetzentwurf in der heutigen Sitzung in Zweiter Le-
sung beraten wird.

Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/12. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfs in Zweiter und letzter Lesung ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Dann stelle
ich fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache 16/12
in Zweiter und letzter Lesung einstimmig angenom-
men ist.

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion, der SPD-Landtagsfraktion,
der DIE LINKE-Landtagsfraktion und der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Änderung der Geschäftsordnung
des saarländischen Landtages (Drucksache
16/13)

Zur Begründung verweise ich auf die Drucksache
16/13, wonach die vorgeschlagene Neuordnung der
Ausschüsse den Geschäftsbereichen der Landesre-
gierung angepasst wird.

Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag. Wer
für die Annahme der Drucksache 16/13 ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Dann stelle ich fest, dass der Antrag
Drucksache 16/13 einstimmig angenommen ist.

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung:

Wahl der Vizepräsidentinnen und Vizepräsi-
denten gemäß Artikel 70 Abs. 2 der Verfas-
sung des Saarlandes und § 6 des Gesetzes
über den Landtag des Saarlandes

Die Fraktionen haben sich einvernehmlich auf das
jeweilige Vorschlagsrecht für die SPD-Fraktion, die
CDU-Fraktion und die Fraktion DIE LINKE verstän-
digt.

Für die SPD-Fraktion ist Frau Abgeordnete Isolde
Ries als Erste Vizepräsidentin vorgeschlagen. Als
Zweiter Vizepräsident ist für die CDU-Fraktion Herr
Abgeordneter Günter Heinrich vorgeschlagen und
für die DIE LINKE-Fraktion ist Frau Abgeordnete
Barbara Spaniol als Dritte Vizepräsidentin vorge-
schlagen. Gibt es weitere Vorschläge oder wird zu
einem Vorschlag das Wort gewünscht? - Das ist
nicht der Fall.

Wir kommen zur Wahl. Nach § 41 des Gesetzes
über den Landtag des Saarlandes kann die Wahl
durch Handaufheben erfolgen, wenn kein Abgeord-
neter widerspricht. Erhebt sich gegen die Wahl
durch Handaufheben Widerspruch? - Das ist nicht
der Fall.

Wir kommen somit zur Wahl der Ersten Vizepräsi-
dentin. Wer für die Wahl der Abgeordneten Isolde
Ries zur Ersten Vizepräsidentin ist, den bitte ich, ei-
ne Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer ent-
hält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass Frau Ab-
geordnete Isolde Ries einstimmig - mit den Stimmen
aller Fraktionen - zur Ersten Vizepräsidentin gewählt
ist.

(Beifall des Hauses.)

Frau Abgeordnete Ries, nehmen Sie die Wahl zur
Ersten Vizepräsidentin an?

Abg. Ries (SPD):
Ich nehme die Wahl an. Vielen Dank.

Präsident Meiser:
Dann darf Ich Ihnen zur Wahl zur Ersten Vizepräsi-
dentin herzlich gratulieren.

(Beifall.)

Wir kommen zur Wahl des Zweiten Vizepräsidenten.
Wer für die Wahl des Herrn Abgeordneten Günter
Heinrich zum Zweiten Vizepräsidenten ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
Herr Abgeordneter Günter Heinrich einstimmig - mit
den Stimmen aller Fraktionen - zum Zweiten Vize-
präsidenten gewählt ist. Herr Abgeordneter Günter
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Heinrich, nehmen Sie die Wahl zum Zweiten Vize-
präsidenten an?

Abg. Heinrich (CDU):
Herr Präsident, ich nehme die Wahl an und bedanke
mich für das Vertrauen.

(Beifall des Hauses.)

Präsident Meiser:
Dann darf ich Ihnen im Namen des ganzen Hauses
herzlich gratulieren.

Wir kommen zur Wahl der Dritten Vizepräsidentin.
Wer für die Wahl der Frau Abgeordneten Barbara
Spaniol zur Dritten Vizepräsidentin ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass Frau
Abgeordnete Barbara Spaniol einstimmig - mit den
Stimmen aller Fraktionen - zur Dritten Vizepräsiden-
tin gewählt ist. Ich darf auch Sie fragen: Nehmen Sie
die Wahl zur Dritten Vizepräsidentin an?

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Ich nehme die Wahl an und bedanke mich für das
Vertrauen.

(Beifall des Hauses.)

Präsident Meiser:
Dann darf Ich auch Ihnen im Namen des Hauses
herzlich gratulieren. Es wird eine Freude sein, mit
diesen Präsidenten zusammenzuarbeiten.

(Vereinzelt Heiterkeit.)

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung:

Wahl der Schriftführerinnen und Schriftführer
gemäß Artikel 70 Abs. 2 der Verfassung des
Saarlandes und § 6 des Gesetzes über den
Landtag des Saarlandes

Die Fraktionen haben sich einvernehmlich auf das
Vorschlagsrecht für die drei Schriftführer verständigt.
Wir kommen zur Wahl. Die Fraktion DIE LINKE hat
beantragt, die Schriftführer einzeln zu wählen. Wer
für den Antrag ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stim-
me? - Ich stelle fest, dass der Antrag mit Stimmen-
mehrheit abgelehnt ist. Zugestimmt hat die Fraktion
DIE LINKE, dagegen gestimmt haben die Regie-
rungsfraktionen und die AfD-Fraktion.

Damit wird über die drei Schriftführer gemeinsam
gemäß § 41 Abs. 3 des Landtagsgesetzes abge-
stimmt. Nach § 41 Abs. 1 des Gesetzes über den
Landtag kann die Wahl durch Handaufheben erfol-
gen, wenn kein Abgeordneter widerspricht. Erhebt

sich gegen die Wahl durch Handaufheben Wider-
spruch? - Das ist nicht der Fall.

Wer für die Wahl von Frau Abgeordneter Petra Berg
zur Ersten Schriftführerin, von Herrn Stefan Thielen
zum Zweiten Schriftführer und von Herrn Rudolf
Müller zum Dritten Schriftführer ist, den bitte ich, ei-
ne Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer ent-
hält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass Frau Ab-
geordnete Petra Berg zur Ersten Schriftführerin,
Herr Abgeordneter Stefan Thielen zum Zweiten
Schriftführer und Herr Abgeordneter Rudolf Müller
zum Dritten Schriftführer gewählt sind. Ich spreche
Ihnen im Namen des Hauses die herzlichsten Glück-
wünsche aus.

(Beifall des Hauses.)

Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion, der SPD-Landtagsfraktion,
der DIE LINKE-Landtagsfaktion und der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Bestimmung der Mitgliederzahl der
Ausschüsse gemäß Artikel 77 Abs. 1 der Ver-
fassung des Saarlandes und § 10 des Ge-
setzes über den Landtag des Saarlandes und
§ 12 Abs. 1 der Geschäftsordnung des saar-
ländischen Landtages (Drucksache 16/14)

Hierbei geht es neben der Festlegung der Mitglie-
derzahlen in den Ausschüssen auch um die Auftei-
lung der Mitglieder der Ausschüsse auf die vier
Fraktionen. Wird hierzu das Wort gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag. Wer
für die Annahme der Drucksache 16/14 ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Antrag Drucksache 16/14 einstimmig angenom-
men ist.

Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion, der SPD-Landtagsfraktion,
der DIE LINKE-Landtagsfraktion und der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Bestimmung von Mitgliedern für
Ausschüsse des Landtages (Drucksache
16/16 - neu)

Den Antrag finden Sie als Drucksache 16/16 - neu -
auf Ihren Plätzen vor. Ich eröffne die Aussprache. -
Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich schlie-
ße die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme
des Antrages Drucksache 16/16 - neu - ist, den bitte
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ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Antrag Drucksache 16/16 - neu - einstimmig an-
genommen ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich erteile nun Frau Minis-
terpräsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer das
Wort zur Abgabe der Regierungserklärung. Ich darf
vorab noch einige Hinweise geben.

Wir haben uns auf ein Redezeitmodul verständigt,
das konkret besagt, wie viel Redezeit jeder Fraktion
zur Verfügung steht. Dieses Redezeitmodul ergibt
für die CDU-Fraktion 24 Minuten, für die SPD-Frakti-
on 20 Minuten, für die DIE LINKE-Fraktion 16 Minu-
ten, für die AfD-Fraktion 8 Minuten sowie für die
Landesregierung 20 Minuten. Dies ergibt eine Ge-
samtdauer von 1 Stunde und 28 Minuten. Die Lan-
desregierung trägt diese Vereinbarung freiwillig mit.
Wenn die Landesregierung ihre Redezeit über-
schreitet, kann jede Fraktion die überschrittene Re-
dezeit für sich beanspruchen.

Dann darf ich jetzt der Frau Ministerpräsidentin das
Wort erteilen zur Abgabe einer Regierungserklärung
zum Thema

„Für die Zukunft unseres Landes. Solide wirt-
schaften - mutig gestalten - mehr investie-
ren.“

Ministerpräsidentin Kramp-Karrenbauer:
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Saarländerinnen und Saarländer! Bei der
Landtagswahl am 26. März haben mehr als 70 Pro-
zent der Wählerinnen und Wähler und fast 50 Pro-
zent aller Wahlberechtigten den beiden Koalitions-
parteien der vergangenen Wahlperiode ihre Stimme
gegeben. Das waren in Bezug auf die Wählerinnen
und Wähler rund 5 Prozent und in Bezug auf die
Wahlberechtigten rund 10 Prozent mehr als im Jahr
2012.

Von daher können wir feststellen: Diese Wahl war
ein klares Votum für den Erfolg der bisherigen Re-
gierung und für die Fortsetzung der Großen Koaliti-
on im Saarland. Sie war ein klares Votum für die
Fortsetzung einer Politik der Vernunft. Und sie war
gleichzeitig ein Votum für den Einstieg in das Jahr-
zehnt der Zukunftsgestaltung und der Investitionen.

In den vergangenen Jahren war die Politik der kon-
sequenten Haushaltssanierung beileibe nicht immer
einfach, weder für uns als Regierung noch für Sie
als sie tragende Regierungsfraktionen, die harte
Entscheidungen treffen mussten, und auch nicht für
die Bürgerinnen und Bürger, die von diesen Ent-
scheidungen betroffen waren. Aber wir haben stets

gesagt, was unser Ziel ist, wie wir dies konkret und
mit vielen Akteuren erreichen wollen. Es ging um
nichts Geringeres als um die Eigenständigkeit unse-
res Landes und um die Schaffung von Gestaltungs-
spielraum für die Zeit nach 2020.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, ich darf angesichts des er-
folgreich verlaufenden Sanierungskurses und der Ei-
nigung im Bund-Länder-Finanzausgleich sagen: Wir,
die Große Koalition, haben Wort gehalten, und dar-
auf können wir stolz sein.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Damit zeigt sich: Auch in Zeiten tief greifender Um-
brüche und wachsender Verunsicherungen kann ei-
ne seriöse Politik der politischen und ökonomischen
Vernunft von den Wählerinnen und Wählern hono-
riert werden, dies vor allem dann, wenn eine Regie-
rung um Offenheit, Transparenz und Ehrlichkeit be-
müht ist, so wie wir es in den vergangenen fünf Jah-
ren praktiziert haben. Wir fühlen uns darin bestärkt,
diesen unseren saarländischen Weg fortzusetzen.

Dazu gehört auch eine streitbare Opposition in ei-
nem lebhaften Parlament. Ich wünsche mir eine Op-
position, die mit uns engagiert und leidenschaftlich
um die richtigen Entscheidungen für dieses Land
ringt, denn auf diese Art kann auch eine parlamenta-
rische Opposition die Qualität der Regierungsarbeit
ebenso wie das Niveau der Debattenkultur im Land-
tag mitbestimmen.

Und genau wie vor fünf Jahren sage ich Ihnen an
dieser Stelle zu: Die Regierungskoalition wird mit ih-
rer mehr als Zwei-Drittel-Mehrheit verantwortungs-
voll umgehen und allen Mitgliedern dieses Hauses
mit Fairness und Anstand begegnen. Das gebietet
allein schon der Respekt vor allen Wählerinnen und
Wählern, für die wir als Regierung ausnahmslos die
Verantwortung zu tragen haben.

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, in
der Regierungserklärung nach der Landtagswahl
2012 habe ich die wesentlichen Ziele und Vorhaben
der damaligen Landesregierung dem Landtag vorge-
stellt. Ich nannte damals als Hauptpunkte die Sanie-
rung des Landeshaushaltes mit dem sukzessiven
Abbau des jährlichen Haushaltsdefizits, den Umbau
der Landesverwaltung in enger Partnerschaft mit
den Gewerkschaften, das Ziel erfolgreicher Ver-
handlungen bei den Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen, den Ausbau der Forschungslandschaft und die
Finanzierung der Hochschulen sowie schließlich die
Ertüchtigung unserer Saarwirtschaft für den Eintritt
ins digitale Zeitalter.

Ich kann mich noch gut daran erinnern, dass es da-
mals Stimmen hier im Hause gab, die sicher progno-
stizierten, „dass in Ihrer Regierung erhebliche Kon-
struktionsfehler eingebaut sind und dass Sie mit Si-
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cherheit - das können Sie in fünf Jahren zitieren -
die zentralen Ziele Ihrer Regierungsarbeit verfehlen
werden“. Ich komme dem damals geäußerten
Wunsch des Kollegen Lafontaine gerne nach und
kann festhalten, dass wir entgegen Ihrer Prognosen,
Herr Kollege Lafontaine, die zentralen Ziele von da-
mals erreicht haben.

Wir haben das Kernvorhaben - die Sanierung des
Landeshaushaltes - von dem besagter Redner be-
hauptete, wir würden dies „mit absoluter Sicherheit“
verfehlen, erfolgreich umgesetzt, so wie es der Sa-
nierungspfad vorsieht.

Wir haben, und zwar ganz ohne Vermögenssteuer,
die Neuverschuldung seit 2012 um 78 Prozent abge-
baut, indem wir pro Jahr Konsolidierungsbeiträge
von mehr als 65 Millionen Euro realisiert haben.

Wir haben als Landesregierung einen wesentlichen
Beitrag - wenn nicht sogar d e n wesentlichen Bei-
trag - zur Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen geleistet mit einem außerordentlich posi-
tiven Ergebnis für unser Land.

Wir haben in Abstimmung mit den Hochschulen de-
ren Finanzierung in einer für das Land sehr schwieri-
gen Finanzphase auf eine solide Grundlage gestellt.
Wir haben unsere Forschungslandschaft deutlich
ausgebaut und ihr Profil erkennbar geschärft. Ich
nenne nur das CISPA, das nun das neue Helmholtz-
Zentrum für IT-Sicherheit werden wird.

Wir blicken heute auf eine leistungsstarke Saarwirt-
schaft mit einem Höchststand an sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten.

All dies haben wir geschafft trotz eines nicht vorher-
sehbaren Zustroms an Flüchtlingen, der große Teile
unserer Gesellschaft, ehrenamtliche Helferinnen und
Helfer und die Verwaltungen in den Kommunen und
des Landes bis aufs Äußerste forderte, den wir aber
wie kaum ein anderes Bundesland in herausragen-
der Weise bewältigt haben. Dafür gilt der Dank allen
Saarländerinnen und Saarländern. Dies ist das Er-
gebnis einer gemeinsamen Kraftanstrengung von
vielen in diesem Land.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit den Leistungen
der vergangenen Legislaturperiode haben wir eine
solide Grundlage gelegt für die Arbeit der kommen-
den Jahre. Für die Zukunft unseres Landes werden
wir weiterhin solide wirtschaften. Wir werden mutig
gestalten. Wir werden mehr investieren, weil wir wie-
der mehr investieren können.

Die erste Hälfte dieser Legislaturperiode wird den
Abschluss unseres Konsolidierungsjahrzehnts be-
schreiben. Bevor wir das Ziel eines nachhaltigen
Haushalts erreichen, liegen mit 2018 und 2019 noch
zwei schwierige Jahre vor uns. Dazu ist es zwingend

erforderlich, dass die Landesregierung an dem ein-
geschlagenen Konsolidierungskurs festhält und die
Haushaltsstrukturen weiter verbessert. Die bisheri-
gen Beschlüsse stehen deshalb grundsätzlich nicht
zur Debatte.

Gleichzeitig haben wir aber im Rahmen der Koaliti-
onsverhandlungen festgestellt, wo es Anpassungs-
bedarf gibt. Dies gilt insbesondere für den Umfang
des Personalabbaus. Wir dürfen heute feststellen,
dass sich der Bevölkerungsrückgang im Saarland
zumindest verlangsamt hat. Infolgedessen ist der
Personalbedarf in manchen Bereichen weniger stark
gesunken als vor fünf Jahren prognostiziert. Ich
spreche dabei insbesondere den Bildungsbereich
an. Außerdem sind neue Aufgaben hinzugekom-
men. So sind etwa die Anforderungen im Bereich
der öffentlichen Sicherheit stark gestiegen. Ich erin-
nere außerdem an das Bundesteilhabegesetz, das
auch wir im Saarland selbstverständlich umsetzen
werden.

Ich stelle schließlich fest, dass wir uns auf die „Inve-
stitionsoffensive Saar“ auch personell vorbereiten
müssen, denn wir wollen die Investitionsausgaben
ab dem Jahr 2020 deutlich anheben - um etwa
50 Millionen Euro allein von 2019 auf 2020. Das ist
der Start für die „Investitionsoffensive Saar“ mit rund
einer Milliarde Euro zusätzlich von 2020 bis 2030.
Dazu fassen wir Zuständigkeiten im neuen Innen-
und Bauministerium zusammen, damit durch rei-
bungslose Abläufe schnell sichtbare Ergebnisse er-
zielt werden. Die Personalisierung werden wir in den
verschiedenen Bereichen anpassen. Dies gilt aus-
drücklich für die Bereiche Hochbau, Straßenbau,
Planungs- und Genehmigungsbehörden sowie die
Städtebauförderung.

In der Summe bedeutet dies, dass wir den ursprüng-
lich geplanten Personalabbau von 2.400 Stellen aus
heutiger Sicht um rund 400 Stellen absenken und
auf 2.000 festlegen. Dabei behalten wir uns vor,
auch in den kommenden Jahren angemessen und
mit Augenmaß auf unerwartete Entwicklungen zu
reagieren. Wir werden auch mit dem aktualisierten
Einsparziel darauf hinwirken, dass die Personaldich-
te im öffentlichen Dienst im Saarland nicht über dem
Durchschnitt vergleichbarer west-deutscher Flä-
chenländer liegt. Diese Aufgabe kann aber nicht al-
leine das Land lösen, auch die Kommunen müssen
hierzu ihren Beitrag leisten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ebenso
bleibt die Stärkung der Einnahmeseite für uns auf
der Agenda. Insbesondere muss der Staat die ihm
zustehenden Steuereinnahmen auch realisieren
können. Wir werden deswegen alle geeigneten
Maßnahmen der Steuerpolitik unterstützen, mit de-
nen Steuerhinterziehung bekämpft und problemati-
sche und fragwürdige Steuervermeidungsstrategien
begrenzt werden können.
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Es versteht sich von selbst, dass wir weiterhin an
der Optimierung von Verwaltungsstrukturen arbeiten
und die dazu notwendige Aufgabenkritik betreiben
werden. Es ist und bleibt eine wichtige Aufgabe, in
der gesamten Landesverwaltung unnötige bürokrati-
sche Hürden abzubauen und durch Digitalisierung in
geeigneten Bereichen Potenziale zur Effizienzstei-
gerung zu erschließen. All dies werden wir noch in
diesem Jahr in das Sanierungsprogramm einarbei-
ten, das wir mit dem Stabilitätsrat voraussichtlich bis
2020 verlängern werden. Die Verhandlungen dar-
über werden beginnen, sobald Bundestag und Bun-
desrat der Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen voraussichtlich am 01. und 02. Juni zuge-
stimmt haben.

Bis 2019 werden wir außerdem die Ausgestaltung
der Schuldenbremse in Landesrecht umsetzen. Die
verfassungsrechtliche Grundlage ergibt sich aus
Art. 109 Abs. 3 GG. Diese Grundgesetzvorgabe, wo-
nach die Länder ab dem Jahr 2020 grundsätzlich
keine neuen Schulden mehr aufnehmen dürfen, gilt
unmittelbar auch für das Saarland. Das Grundgesetz
lässt aber landesrechtliche Konkretisierungen, etwa
im Bereich der Konjunkturbereinigungen oder bei
Vorschlägen über das Vorgehen in Notfallsituatio-
nen, zu, und diese sollten wir auch für uns entspre-
chend festlegen und nutzen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch wenn
wir mit der Umsetzung des Koalitionsvertrages na-
türlich schon jetzt und unmittelbar beginnen, wird
insbesondere die zweite Hälfte der Legislaturperiode
den Einstieg in das Gestaltungsjahrzehnt ab 2020
beschreiben. Von da an können wir mit zusätzlichen
Einnahmen von 500 Millionen Euro jährlich, darunter
die Sanierungshilfen von 400 Millionen Euro pro
Jahr, rechnen. Dieser Betrag ist unabdingbar, damit
wir erstens trotz der bestehenden Altlasten die Vor-
gaben der Schuldenbremse einhalten und eine Neu-
verschuldung vermeiden können. Wir werden zwei-
tens in den notwendigen Schuldenabbau einsteigen,
im Jahresdurchschnitt mindestens 80 Millionen Euro
pro Jahr. Und vor allem werden wir, drittens, aus
heutiger Sicht in einer Größenordnung von durch-
schnittlich 100 Millionen Euro pro Jahr die richtigen
Maßnahmen zur Stärkung der Wirtschafts- und Fi-
nanzkraft unseres Landes ergreifen können.

Unser Ziel ist es, war es und bleibt es, die Abhängig-
keit des Saarlandes von besonderen bundesstaatli-
chen Hilfen allmählich zu reduzieren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir von ei-
nem Gestaltungsjahrzehnt sprechen, dann erwarten
die Menschen im Land von uns mehr als die Nen-
nung von Zahlen und Millionenbeträgen und mehr
als nur Schlagworte wie Straßen- und Gebäudesa-
nierungen, Wirtschaftsförderung, Forschung und

Entwicklung. Sie erwarten von uns, dass wir klarma-
chen und ein genaues Bild davon zeichnen, wie wir
uns das Saarland am Ende des kommenden Jahr-
zehnts vorstellen. Und das trotz oder vielleicht auch
wegen vieler offener Fragen und Unwägbarkeiten.

Wohin führt uns die digitale Revolution? Wir wissen:
Strukturelle Wandlungsprozesse von vergleichbarer
Dimension blieben in der Vergangenheit nie ohne
tiefgreifende Umwälzungen. Das muss man uns
Saarländerinnen und Saarländern eigentlich nicht
erzählen. Seit den Sechzigerjahren haben wir es im-
mer wieder am eigenen Leib erfahren. Heute haben
wir den Strukturwandel weg vom einstigen, klassi-
schen Montanrevier hin zur modernen Industrieregi-
on heutiger Prägung bewältigt. Aber kaum, dass wir
angekommen sind, gilt es erneut, wachsam zu sein
und jedwede Anzeichen für neue Umwälzungen
hochsensibel zu registrieren. Auf die Feststellung
„Wir haben es geschafft!" folgt ohne Punkt und Kom-
ma die Frage: „Was müssen wir weiter tun?"

Diese Frage stellen wir uns vor allem in Bezug auf
die Automobilindustrie, die stärkste Säule unserer
Saarindustrie. Was geschieht mit den Arbeitsplät-
zen, wenn sich die E-Mobilität durchsetzt? Was ge-
schieht mit dem Handwerk und dem verarbeitenden
Gewerbe, wenn individualisierte Massenproduktion
per Mausklick und 3D-Drucker hergestellt wird -
möglicherweise in entfernten Weltregionen? Was
wird aus unserem Handel, aus unseren Einkaufs-
zentren und unseren Innenstädten angesichts der
Wachstumsraten im Onlinehandel?

Weitere Fragen stellen sich angesichts der interna-
tionalen Entwicklung. Was wird mit unserem derzeit
wichtigsten Ausfuhrland Großbritannien nach dem
Brexit? Drohen uns bei einem harten Brexit massive
Exporteinbrüche? Was wird mit unserem zweitwich-
tigsten Handelspartner Frankreich? Ist die Wahl zum
neuen französischen Staatspräsident wirklich der
Auftakt in eine innenpolitische und wirtschaftspoliti-
sche Stabilisierung dieses so wichtigen Nachbarlan-
des?

Überhaupt haben wir allen Anlass, über die neuen
protektionistischen Bestrebungen - von den Verei-
nigten Staaten bis hin nach Europa - besorgt zu
sein. Als könne man auf diese Art der Globalisierung
trotzen! Protektionismus wird die Weltwirtschaft auf
Talfahrt führen und so auf Dauer nur Verlierer her-
vorbringen. Um im Zeitalter der Globalisierung zu
bestehen, hilft letztlich nur eins: ein fairer Wettbe-
werb, dem wir uns mit Weltoffenheit und Qualität
stellen; Weltoffenheit in der Kommunikation und
Qualität in der Produktion. Damit bewahren wir un-
seren Wohlstand und bieten künftigen Generationen
die Chancen, die sie brauchen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 3. Sitzung am 24. Mai 2017

(Ministerpräsidentin Kramp-Karrenbauer)

18



Also wie soll unser Saarland aussehen für die, die in
diesem Jahrzehnt geboren werden? Stellen wir uns
ein Geschwisterpaar vor, das im Jahr 2012 geboren
ist. Nennen wir sie Mia und Luca - das waren 2012
die am häufigsten vergebenen Namen im Saarland.
Sie sind heute fünf Jahre alt und werden im näch-
sten Jahr eingeschult. Sie werden zu der Generation
gehören, die nicht mehr mit der Hypothek von unge-
bremst wachsenden Schulden aufwachsen wird. Da-
mit sind sie diejenigen, die für ihre Zukunftsgestal-
tung mehr Spielräume haben werden. Ein Ergebnis
des neuen Bund-Länder-Finanzausgleichs und die
Konkretisierung dessen, was wir unter Generatio-
nengerechtigkeit verstehen.

Die Eltern von Mia und Luca - so nehmen wir es an -
waren bis zur Geburt der Kinder voll berufstätig mit
guten Durchschnittsgehältern. Um die Abzahlungen
für ihr neu gebautes Haus leisten zu können, war
zunächst nur ein Kind geplant. Es wurden dann aber
Zwillinge, was die Familie finanziell stark belastete.
Denn die beiden Kita-Plätze kosteten zusammen
über 600 Euro im Monat. Ohne die beiden Jobs in
Vollbeschäftigung wäre die monatliche Abzahlung
für das Haus aber kaum zu leisten gewesen.

Dieses Beispiel zeigt, wie schwer es junge Durch-
schnittsfamilien oftmals haben, wenn sie den Weg
gehen, den man gemeinhin bei uns als den idealen
auffasst: Eheschließung, Eigenheim und Kinder, de-
nen man einen guten Start ins Leben bieten will.
Wir, die Koalitionspartner, sind uns dieses Problems
sehr wohl bewusst. Daher haben wir uns entschlos-
sen, im Rahmen unserer Möglichkeiten Abhilfe zu
schaffen.

Um die Situation auf dem Immobilienmarkt ein Stück
weit zu entspannen, werden wir den Wiedereinstieg
in den sozialen Wohnungsbau aufnehmen und mit
einem landesspezifischen Wohnraumfördergesetz
den Wohnungsneu- und -umbau sowohl für Eigentü-
mer als auch für Investoren wieder attraktiver ma-
chen. Dies wird sich dann - sozusagen vom unteren
Ende her - auch auf den allgemeinen Immobilien-
markt entlastend auswirken.

Gleichzeitig haben wir im Koalitionsvertrag festge-
schrieben, die Gebühren für Kindertagesstätten und
Kindergärten ab August 2019 schrittweise zu senken
- um bis zu 25 Prozent zum Ende der Legislaturperi-
ode. Wir wissen sehr wohl, dass wir damit noch
längst nicht einen Idealzustand erreicht haben. Der
Einstieg ist aber eine spürbare Entlastung junger Fa-
milien und den haben wir auf jeden Fall eingeleitet.
Das ist ein gutes Signal an die Familien dieses Lan-
des.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Schauen wir uns den Lebensweg von Mia und Luca
weiter an. Bei ihrer Einschulung in die Grundschule
können beide Eltern dank der Ganztagsbetreuung

und -angebote weiter in Vollzeit beschäftigt bleiben.
Wichtig ist den Eltern und den Kindern die hohe
Qualität des Nachmittagsangebotes.

Hierfür haben wir im Koalitionsvertrag nicht nur den
weiteren Ausbau des gebundenen Ganztagsange-
bote mit einem entsprechenden Landesinvestitions-
programm festgeschrieben, sondern auch die in den
Richtlinien vorgesehenen fünf Lehrerwochenstunden
pro Gruppe im Nachmittagsbereich personalisiert.
Für den Fall, dass es zu Schwierigkeiten mit der
Personalisierung kommt, wird den Trägern vorüber-
gehend der finanzielle Gegenwert zur Verfügung ge-
stellt. Zur weiteren Qualitätssteigerung werden wir
im Laufe der Legislaturperiode ein neues Modell für
die Nachmittagsbetreuung in einer Arbeitsgruppe
entwerfen lassen und hierfür auch weitere Lehrer-
wochenstunden und Finanzmittel zur Verfügung stel-
len. Das, meine sehr geehrten Damen und Herren,
sichert die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und
das sichert vor allen Dingen die Wahlfreiheit für die
Eltern, sich das zu ihnen passende Lebens- und Be-
treuungsmodell aussuchen zu können.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

In der Schulklasse von Mia und Luca gibt es auch
ein Kind, nennen wir es Paula, mit sonderpädagogi-
schem Unterstützungsbedarf im Bereich Sprache,
das dem gesamten Unterricht folgt, aber von einer
Förderschullehrkraft besonders betreut wird. Es ist
in den Klassenverband gut integriert und nimmt voll
und ganz am sozialen Geschehen in der Klasse teil.
Der Nachbarjunge Ben wird im nächsten Jahr je-
doch eine Förderschule besuchen. Die Eltern hatten
mit dem Einschulungsverfahren einen entsprechen-
den Antrag beim zuständigen Förderzentrum ge-
stellt, das dann gegenüber der Schulaufsicht das
Vorliegen der Voraussetzung für eine sonderpäd-
agogische Unterstützung anerkannte und dement-
sprechend eine positive Empfehlung aussprach.
Dem Elternwunsch konnte damit entsprochen wer-
den.

Mit unserer Inklusionspolitik, liebe Kolleginnen und
Kollegen, verfolgen wir zum einen das Ziel, dem in-
dividuellen Kindeswohl bestmöglich gerecht zu wer-
den. Zum andern geht es uns darum, den Eltern die
größtmögliche Entscheidungsbefugnis zu gewähren.
Dort, wo die inklusive Beschulung von den Eltern
gewünscht ist, wollen wir sie möglichst intensiv
durch Förderlehrkräfte flankieren. Wünschen die El-
tern hingegen die Einschulung in eine Förderschule,
so richten sie ihren Antrag künftig nicht mehr an die
Schulaufsicht, sondern an die zuständige Förder-
schule beziehungsweise das zuständige Förderzen-
trum, das dann der Schulaufsicht eine Empfehlung
vorlegt. Widerspricht die Schulaufsicht nicht binnen
vier Wochen, so gilt die Empfehlung des Förderzen-
trums. Im Streitfall muss eine Clearingsitzung durch-
geführt werden. Auf diese Art sichern wir den gleich-
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wertigen Bestand der Inklusion ins Regelschulsys-
tem und des Förderschulsystems. Beides bleiben
tragende Säulen unseres Förderwesens, Säulen,
deren intensive Kooperation zugunsten einer best-
möglichen Förderung und größtmöglichen Durchläs-
sigkeit wir forcieren wollen und forcieren werden.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Nach der Grundschule wechseln Mia und Luca auf
eine weiterführende Schule. Luca wählt die Gemein-
schaftsschule. Sein Talent, das hat er schon in der
Grundschule gemerkt, liegt mehr auf dem prakti-
schen Feld. Das Lernen fällt ihm weniger leicht und
macht ihm vielleicht weniger Spaß als Mia. Dafür
hatte er aber immer große Freude am Werkunter-
richt, den er in einer AG der Nachmittagsbetreuung
besuchte. Mia hingegen hat den Schulstoff geradezu
gierig aufgesogen. Sie geht auf ein Gymnasium mit
naturwissenschaftlichem Schwerpunkt.

Das Zwei-Säulen-System aus Gemeinschaftsschule
und Gymnasium, das den Schulfrieden in unserem
Land sichert, werden wir beibehalten. Auf diese Wei-
se halten wir ein breites Spektrum an Bildungsange-
boten bereit, bei dem wir die gezielte Talentförde-
rung in Orientierung an den individuellen Lernvor-
aussetzungen und Lernprozessen in den kommen-
den Jahren weiterentwickeln werden. Insbesondere
werden wir eine Expertenkommission einrichten, die
die Gemeinschaftsschulen und die Gymnasien an-
hand ihrer spezifischen Bildungsziele untersuchen
wird. Gegenstand dieser Untersuchung sind Fragen
des Schulfriedens, der Schulzufriedenheit, des
Schulzugangs, der Schulzeit - ja, auch der Frage, ob
das Abitur am Gymnasium in acht oder neun Jahren
zu erreichen ist -, der Inhalte und der Qualität des
Unterrichts, der Gestaltung der Oberstufe und des
Abiturs ebenso wie der Vergleichbarkeit und Ab-
grenzung zu anderen Schulformen. Mia und Luca
werden, egal ob sie eine Gemeinschaftsschule oder
ein Gymnasium besuchen, beide vom Gesamtkon-
zept „Digitale Schule“ profitieren, das wir für unser
Bildungssystem entwickeln und einführen werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, Mia und Luca haben letzt-
endlich das Abitur geschafft. Luca hat sich zu einer
Berufsausbildung entschieden. Er weiß zwar, dass
ein Hochschulstudium oftmals noch als höherwertig
betrachtet wird. Er hat aber auch gemerkt, dass be-
reits ein Umdenken im Gange ist, zumal einerseits
nach dem Meistertitel noch alle Türen für ein Hoch-
schulstudium offenstehen, andererseits aber auch
qualifizierte Fachkräfte händeringend gebraucht
werden und die Selbständigkeit eine vielverspre-
chende Perspektive bietet. Hinzu kommt, dass die
Meisterausbildung mit dem Meisterbonus mittlerwei-
le vom Saarland finanziell unterstützt wird.

Von der Grundschule an bis zum Abitur hatte er
Französisch als Unterrichtsfach, sodass er die
sprachlichen Voraussetzungen mitbringt, einen Teil
seiner Ausbildung in Frankreich zu absolvieren. Um
später gute Berufsaussichten sowohl in Deutschland
als auch in Frankreich zu haben, bewirbt er sich für
eine Ausbildung zum Mechatroniker bei der Firma
Hager in Blieskastel, wo er auch Stationen seiner
Ausbildung im französischen Obernai verbringen
kann - und er wird angenommen. Das, meine sehr
geehrten Damen und Herren, ist die konkrete Aus-
gestaltung und der konkrete Mehrwert unserer
Frankreichstrategie, die wir konsequent fortführen,
verbreitern und mit eigenen Haushaltsmitteln verse-
hen werden.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Für uns sind akademische und Berufsausbildung
gleichwertig. Deshalb werden wir mit dem Ausbau
der bestehenden Stipendiensysteme und des Mei-
ster-Bafög und mit der Einführung einer speziellen
Zuschussregelung unter dem Stichwort „Meisterbo-
nus“ die Attraktivität der dualen Berufsausbildung
steigern.

Schließlich werden wir daran arbeiten, dass grenz-
überschreitende Berufsausbildungen verstärkt nach-
gefragt werden. Mit dem „Abkommen über die
grenzüberschreitende Berufsausbildung Saarland-
Lothringen“ und mit der „Rahmenvereinbarung zur
grenzüberschreitenden Berufsbildung in der Großre-
gion“ haben wir die rechtlichen Voraussetzungen
hierfür geschaffen. In den kommenden Jahren müs-
sen wir noch mehr dafür sorgen, dass hier endlich
auch Fleisch an die Knochen kommt. Deutsche und
französische Unternehmen unserer Region wie Glo-
bus, Michelin, Hager, Smart, Alléo, Möbel Martin
oder die SaarLB sind hier schon seit mehreren Jah-
ren aktiv. Meine sehr geehrten Damen und Herren,
das ist ein Ansatz, der weit über die Frage der Ge-
staltung des Arbeitsmarktes unserer Region hinaus-
geht. Es ist unser ganz praktischer Beitrag dazu, wie
wir eine der Geißeln des heutigen Europas, nämlich
die hohe Jugendarbeitslosigkeit in vielen Mitglieds-
staaten, bekämpfen und beenden können. Damit
können wir deutlich machen, dass Jugend in Europa
eine gute Zukunft und eine gute Perspektive hat.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Mia ihrerseits will Informatik studieren. Ihr Hauptin-
teresse lag eher auf dem mathematisch-naturwis-
senschaftlichen Zweig. Und mit Informatik und ihren
Sprachkenntnissen, so ihre Hoffnung, müsste ihr die
Welt offenstehen. Sie entscheidet sich für ein Studi-
um in Saarbrücken - nicht wegen der begrenzten fi-
nanziellen Möglichkeiten ihrer Eltern, sondern we-
gen des guten Rufes der dortigen Informatik und des
internationalen Klimas mit den zahlreichen ausländi-
schen Lehrkräften und Wissenschaftlern.
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Uns ist bewusst, dass wir in den vergangenen Jah-
ren unsere Hochschulen zu einem harten Sparkurs
verpflichtet haben. Ich habe daraus nie einen Hehl
gemacht. Umso mehr danke ich den Hochschulen
für ihre außerordentlichen und - wie man sagen darf
- auch erfolgreichen Anstrengungen im Bereich von
Forschung und Lehre. Gerade erhielt die Universität
des Saarlandes vom internationalen Hochschulran-
king „U-Multirank“ Bestnoten in den Bereichen Dritt-
mittelstärke in der Forschung, wissenschaftliche Pu-
blikationen, Internationalität und Firmengründungen
im Uni-Umfeld. Auch die HTW Saar konnte in den
Bereichen Lehre, Internationalisierung sowie in den
Kategorien Forschung, regionales Engagement und
Drittmitteleinnahmen bei „U-Multirank“ punkten. Sie
belegte zudem einen Spitzenplatz bei den Spin-offs
und Gründungen.

Wir wissen, was wir an unseren Hochschulen ha-
ben. Wir wissen um die essenzielle Bedeutung von
Wissenschaft, Forschung und Lehre in unserem
Land. Wir wissen, dass, wenn es um die Zukunft un-
seres Landes geht, unsere Hochschulen immer an
vorderster Stelle rangieren müssen.

Aus diesem Grund werden wir ab dem Jahr 2020
den Etat für unsere Hochschulen um 15 Millionen
Euro erhöhen, eine Summe, die in den Folgejahren
weiter dynamisch steigen wird. Der Hochschuletat
macht gemeinsam mit der Senkung der Kita-Beiträ-
ge den größten Finanzblock in unserem Koalitions-
vertrag aus. Daran sehen Sie, wie wichtig uns diese
Investitionen sind. Darüber hinaus werden wir den
Sanierungsstau an den Hochschulen systematisch
und schrittweise abbauen und hierfür Campusent-
wicklungsplanungen für die Standorte Saarbrücken
und Homburg der Universität des Saarlandes sowie
Alt-Saarbrücken der HTW Saar in Auftrag geben.
Die Hochschulen haben keine einfache Zeit hinter
sich, aber sie haben eine umso bessere Zukunft vor
sich. Dafür haben wir im Koalitionsvertrag die
Grundlage gelegt.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Mia und Luca haben jetzt ihre Ausbildung abge-
schlossen. Luca hat nach seiner Meisterprüfung als
Mechatroniker ein Bachelorstudium in Systems En-
gineering an der Universität des Saarlandes und am
Institut National Polytechnique de Lorraine in Nancy
absolviert. Er hat danach, zunächst als Spin-off im
Science Park der Uni, mit einem französischen Stu-
dienkollegen ein Dienstleistungsunternehmen im Be-
reich der Automatisierungstechnik gegründet, das
vor allem in Ostfrankreich und Südwestdeutschland
3D-Druck-Anlagen implementiert, repariert und war-
tet. Ohne die in der Meisterausbildung angeeigneten
kaufmännischen und praktischen Grundkenntnisse
hätte er diesen Schritt in die Selbstständigkeit nie-
mals gewagt.

Mia hat einen hervorragenden Abschluss in Informa-
tik gemacht und anschließend am Helmholtz-Zen-
trum für IT-Sicherheit in Kooperation mit der Univer-
sität des Saarlandes promoviert. Finanziert wurde
die Promotion von einem IT-Sicherheitsunterneh-
men, das sich im Umfeld des Helmholtz-Zentrums
angesiedelt hat und zu dessen Kunden Big Player
gehören. Im Anschluss an die Promotion hat sie dort
auch eine feste Anstellung gefunden und betreut
Kunden vor allem im lateinamerikanischen Raum.
Ihre in der Schule unter anderem erworbenen Spa-
nischkenntnisse haben sie hierfür geradezu präde-
stiniert.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, Sie sehen, so könnte der
Weg von Mia und Luca aussehen in einer Region,
das auch in Zukunft d i e erfolgreiche und moderne
Industrieregion im Herzen Europas sein soll. Wir als
Landesregierung bekennen uns voll und ganz zum
Industriestandort Saar. Das gilt in besonderem Ma-
ße für unsere Stahlindustrie, die wir mit ganzer Kraft
unterstützen und gegen überzogene Umweltaufla-
gen ebenso schützen wollen und werden wie gegen
Dumpingkonkurrenz aus anderen Weltregionen. Es
ist gut zu wissen, dass der saarländische Landtag
geschlossen hinter diesem Ziel steht.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Um als Industriestandort auch in Zukunft erfolgreich
zu sein, werden wir für die mittels der Studie „Saar-
lands Wirtschaft 2030“ in enger Abstimmung mit der
“Strategie für Innovation und Technologie Saarland“
identifizierten Schlüsselbranchen und Wachstums-
märkte ein kohärentes und zukunftsorientiertes
Standortkonzept entwickeln. Auf dieser Grundlage
werden wir verstärkt um Ansiedlungen werben, Un-
ternehmensgründungen sowie Betriebsübernahmen
durch saarländische Firmen fördern.

Unser besonderer Fokus wird jedoch auf der Gestal-
tung des digitalen Wandels liegen. Wenige Regio-
nen in Deutschland verfügen über eine Forschungs-
exzellenz im Bereich IT wie das Saarland. Unser
DFKI und die beiden Max-Planck-Institute für Infor-
matik sowie Softwaresysteme bewegen sich ganz
vorne in der Weltspitze. Mit dem CISPA, dem Helm-
holtz-Zentrum, werden wir zu einem Player auf der
Weltkarte der IT-Sicherheit. Dass dieses Thema im-
mer wichtiger wird, haben wir kürzlich bei dem
Hackerangriff mit der Erpressersoftware „WannaCry“
gesehen.

Folglich sind wir geradezu prädestiniert, den Wandel
4.0 mitanzuführen. Das gilt insbesondere für den ge-
samten Komplex der E-Mobilität und des autonomen
Fahrens. Hierzu werden wir alle Kompetenzen im
Saarland fokussieren und optimal vernetzen. Pilot-
projekte wie das Testfeld Merzig und das Digitale
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Testfeld Deutschland-Frankreich werden wir weiter
aktiv fördern.

Im Dialog mit den Akteuren in Wirtschaft und For-
schung werden wir insbesondere die mittelständi-
schen Unternehmen bei der Digitalisierung unter-
stützen und vor allem auf diesem Feld für einen pul-
sierenden Technologietransfer sorgen. Die Untersu-
chungen und Erkenntnisse der Arbeitskammer ha-
ben ja heute belegt, dass gerade die saarländische
Wirtschaft dem Thema Digitalisierung mehr als auf-
geschlossen gegenübersteht. Hierzu wird auch die
Netzwerkstelle „Digitalisierung in der Wirtschaft‘“
dienen.

Gleichzeitig wird die „Offensive Mittelstand 4.0“ im
Wirtschaftsministerium das Kompetenzzentrum
„Power4Production“ am Zentrum für Mechatronik
und Automatisierungstechnik, ZeMA, weiterent-
wickeln sowie eine Digitalisierungsakademie für klei-
ne und mittlere Unternehmen gründen.

Flankiert wird all das von einem forcierten Breitband-
ausbau. Bis 2018 - und wir haben gerade dieser Ta-
ge die Vereinbarung unterschrieben - werden die
Deutsche Telekom, Innexio und VSE-Net insgesamt
50 Millionen Euro investieren, um die unterversorg-
ten Gebiete mit Glasfasernetzen auszustatten und
so flächendeckend eine Internet-Geschwindigkeit
von mindestens 50 Megabit pro Sekunde sicherzu-
stellen. Das reicht uns aber nicht aus. Unser mittel-
fristiges Ziel ist der möglichst flächendeckende Zu-
gang zu Gigabit-Netzen, die Download- und Upload-
Geschwindigkeiten von 1.000 Megabits pro Sekunde
bereitstellen. In einem ersten Schritt werden wir hier-
bei zunächst die besonderen Bedarfe von Unterneh-
men berücksichtigen und das Breitbandförderpro-
gramm des Bundes für Gewerbegebiete mit Landes-
mitteln aufstocken.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die gleich-
mäßige wirtschaftliche Entwicklung in unserem
Land, die Frage der Gleichwertigkeit von Lebensver-
hältnissen in dem Ballungsraum und dem ländlichen
Raum hängt nicht nur von den klassischen Ver-
kehrs- und Gewerbestrukturansiedlungen ab, son-
dern hängt insbesondere auch ab von der zukünfti-
gen Breitband- und Glasfaserversorgung. Deswegen
ist dies eine echte Zukunftsinvestition nicht nur für
den Ballungsraum, sondern auch und gerade für
den ländlichen Raum in unserem Land.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Dass dazu alle Anstrengungen für die klassischen
Rahmenbedingungen wie ausreichend Gewerbean-
siedlungsflächen, attraktive und verlässliche Ver-
kehrsverbindungen und ein gekonntes Standortmar-
keting kommen müssen, versteht sich von selbst.
Das gehört zu den Daueraufgaben einer Landesre-
gierung.

Eine solche, gut aufgestellte Wirtschaft - und das
liegt uns genauso am Herzen, meine sehr geehrten
Damen und Herren - wird und muss gute Arbeits-
plätze bieten, vor alle durch eine erfolgreiche Part-
nerschaft und gesetzgeberisches Handeln dort, wo
es notwendig ist. So haben wir im Saarland den Min-
destlohn eingeführt, dessen Weiterentwicklung wir
im Sinne einer Verbesserung des Status quo auf
Bundesebene mittragen werden. So werden wir das
Tariftreuegesetz dahingehend vorschreiben, dass
die Höhe des vergabespezifischen Mindestlohns an
den Mindestlohn nach dem Mindestlohngesetz ge-
koppelt und bei der Vergabe öffentlicher Aufträge
die Einhaltung eines repräsentativen Tarifvertrages
zur Bedingung gemacht wird. Und wir werden uns
im Sinne der Entgeltgleichheit zwischen Frauen und
Männern für gleichen Lohn für gleiche und gleich-
wertige Arbeit einsetzen, und zwar nicht nur, indem
wir an die Unternehmen, die freie Wirtschaft appel-
lieren, sondern indem wir mit gutem Beispiel voran-
gehen, indem wir im öffentlichen Dienst und in den
Unternehmen mit mehrheitlicher Landesbeteiligung
den Entgelt-Check verpflichtend einführen werden.
Auch das ist ein Schritt hin zu mehr Gerechtigkeit in
unserem Land.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir sehen uns aber auch in der Verpflichtung für die,
die keinen Anteil am Erwerbsprozess haben. Zuvor-
derst sehen wir hier die Menschen, die von Lang-
zeitarbeitslosigkeit betroffen sind. Deren Zahl wollen
wir durch das erfolgreiche Landesprogramm „Arbeit
für das Saarland“ als Ergänzung zu den gesetzli-
chen Fördermöglichkeiten weiter reduzieren. Mit der
Neuaufstellung von ASaar wollen wir die Aufnahme
einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
degressiv fördern und die Beschäftigten mit ihren
Familien durch Job-Coaching und individuelle Bera-
tung bestmöglich unterstützen. Gleichzeitig beab-
sichtigen wir, mit dem saarländischen Beschäfti-
gungspakt das Saarland zu einer Modellregion für
den Passiv-Aktiv-Transfer zu machen. Meine sehr
geehrten Damen und Herren, es wird Zeit, dass wir
in Deutschland bei der Bekämpfung von Langzeitar-
beitslosigkeit aus der Situation herauskommen, die
Menschen nur von einem Programm, das zeitlich
begrenzt ist, zum anderen zu beschäftigen. Wir wol-
len, dass die Menschen eine dauerhafte Perspektive
haben. Wir brauchen für diese Gruppe eine andere
Gestaltung des Arbeitsmarktes. Und wo könnte man
das besser ins Werk setzen und ausprobieren als
bei uns hier im Saarland? Darüber werden wir mit
der Bundesregierung und mit dem Bundesarbeits-
ministerium zu sprechen haben. Und ich kann Ihnen
versichern, dass wir diese Gespräche führen wer-
den.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)
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Um die Armutsgefährdung dieser und anderer Per-
sonengruppen zu mildern, werden wir zudem auf der
Basis unserer Sozialberichterstattung unter Beteili-
gung der Mitglieder des Beirats zur Erstellung der
Sozialstudie einen Aktionsplan zur Bekämpfung von
Armut entwickeln. Wir werden diesen Aktionsplan
auch mit einem Fonds unterlegen, aus dem entspre-
chende Maßnahmen finanziert werden können. Dar-
in werden wir mit einer ressortübergreifenden Strate-
gie bestehende Maßnahmen untersuchen. Wir wer-
den schauen, wo neue Handlungsbedarfe entstan-
den sind, und wir werden konkrete Verantwortlich-
keiten, einen Zeitplan und Zielvereinbarungen festle-
gen, denn wir wollen, dass die Armutsbekämpfung
zu realen und nachweisbaren Ergebnissen in die-
sem Land führt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, um auf
Mia und Luca zurückzukommen: Sie wollen nicht nur
in einem Land mit guter Wirtschaftsperspektive le-
ben. Für sie wie für uns ist das Saarland mehr als
nur ein Wirtschaftsstandort. Für sie wie für uns ist
das Saarland emotionale Heimat, in der sie sich
wohlfühlen und ihrerseits Familien gründen wollen.
Einen ganz wesentlichen Anteil daran haben unsere
Städte und Gemeinden und unsere Landkreise.
Deshalb müssen wir unsere Kommunen auf Dauer
wieder handlungsfähig machen. Neben der konse-
quenten Umsetzung des Kommunalpaktes zwischen
der Landesregierung und den Kommunen sehen wir
uns in der Pflicht, den Kommunen durch geeignete
weitere Maßnahmen Hilfestellung zu leisten. So wer-
den wir die Städte und Gemeinden an der Entlas-
tung des Saarlandes infolge der neuen Bund-Län-
der-Finanzausgleichsregelungen fair und angemes-
sen beteiligen. Die Projekte im Zusammenhang mit
der Investitionsoffensive Saar werden wir auch den
kommunalen Infrastrukturen zugutekommen lassen.
Gleiches gilt für die Bundesfinanzhilfen zur Verbes-
serung der Bildungsinfrastruktur, die wir eins zu eins
an die Kommunen weitergeben werden - dies, um
nur einige wichtige Maßnahmen zu nennen.

Im Gegenzug - und das sage ich auch ganz deutlich
- erwarten wir von den Städten und Gemeinden den
verstärkten Ausbau der interkommunalen Zusam-
menarbeit. In diesem Zusammenhang wird das In-
nenministerium binnen eines Jahres unter Beteili-
gung der kommunalen Spitzenverbände einen Kata-
log möglicher Kooperationsfelder erarbeiten und
Vorgaben zur Zusammenarbeit machen. Dabei wird
die Kommunalaufsicht ermächtigt, anhand der Erhe-
bung von Kennzahlen die Effizienz des Verwaltungs-
handelns einzelner Kommunen offenzulegen, mit
anderen zu vergleichen und gegebenenfalls steu-
ernd einzugreifen. An unserem Wunsch nach kom-
munalen Zusammenschlüssen auf freiwilliger Basis
und nach entsprechenden Bürgerentscheiden halten
wir ebenso fest wie an unserem Angebot, hierfür die
notwendige finanzielle Unterstützung zu gewähren.

Innerhalb der nächsten drei bis vier Jahre werden
wir die Bemühungen der Kommunen auf ihre Erfolge
hin anhand von Kennziffern untersuchen. Sollten
diese Kennziffern unbefriedigend sein, schließen wir
als Ultima Ratio eine Gebietsreform nicht aus. Dar-
über wird zwar erst in der nächsten Legislaturperi-
ode entschieden werden. Wir werden aber schon in
dieser Legislaturperiode die rechtlichen Grundlagen
schaffen, und zwar so, dass wir bei den anstehen-
den Wahlen und Besetzungen die Entstehung von
Vertrauensschutztatbeständen ausschließen kön-
nen. Es ist uns ernst mit der Umgestaltung der Städ-
te und Gemeinden in unserem Land, denn nur sie
führt dazu, dass wir auf Dauer lebensfähige Städte
und Gemeinden haben, und nur lebensfähige Städte
und Gemeinden sichern auf Dauer ein attraktives
und lebensfähiges Bundesland.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, zu einem funktionierenden Staat und ei-
nem demokratischen Gemeinwesen gehört ein Maß
an innerer Sicherheit und an Rechtssicherheit, wel-
ches das vertrauens- und friedvolle Zusammenleben
der Menschen gewährleistet. Wir erleben es derzeit,
dass der Glaube der Menschen, bestmöglich vor Kri-
minalität und Gewalt geschützt zu sein, durchaus er-
schüttert ist. Gerade der schreckliche Terroran-
schlag am gestrigen Tag in Manchester hat dies
noch einmal bewiesen. Großbritannien gehört si-
cherlich zu den europäischen Staaten, die sehr strik-
te Sicherheitsvorkehrungen getroffen haben, auch
aus der Erfahrung der Terroranschläge der Vergan-
genheit. Großbritannien hat gestern Zeugnis dafür
abgelegt, dass es die absolute Sicherheit in einer of-
fenen Gesellschaft nicht geben kann und nicht ge-
ben wird. Trotzdem ist es unsere Verpflichtung, alles
in unserer Macht Stehende zu tun, damit die Men-
schen so sicher wie möglich leben können. Wir müs-
sen sicherstellen, dass unsere Kinder und Jugendli-
chen nicht durch Terroristen gefährdet werden, wie
dies gestern in Manchester in einer absolut bestiali-
schen Art und Weise geschehen ist. Unser Mitgefühl
gehört heute vor allen Dingen den Opfern, ihren An-
gehörigen und Freunden. Und unsere Verachtung
gehört den feigen Mördern, die sich an Kindern und
Jugendlichen vergreifen.

(Beifall.)

Unsere vermehrten Bemühungen um die innere Si-
cherheit - ich nenne etwa die Maßnahmen zur Stär-
kung der Polizei in der Fläche oder den Einsatz von
speziellen Ermittlungsgruppen - haben im vergange-
nen Jahr bereits Früchte getragen. So konnte laut
polizeilicher Kriminalstatistik die Zahl der Woh-
nungseinbrüche ebenso wie die Zahl der Straftaten
gegen das Leben und die der Straftaten gegen die
sexuelle Selbstbestimmung signifikant zurückgeführt
werden. Trotz dieser für das Jahr 2016 durchaus po-
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sitiven Bilanz müssen wir noch besser werden - das
ist unser Ehrgeiz -, wenn wir das Vertrauen der
Menschen in die Schutzfunktion des Staates nicht
verlieren wollen. Aus diesem Grund werden wir die
Polizei weiter personell verstärken. Die Einstellungs-
zahl der Kommissaranwärterinnen und -anwärter
werden wir so gestalten, dass unter Berücksichti-
gung des Abbaupfades und der absehbaren Ruhe-
standsversetzungen sowie sonstiger Abgänge und
Ausfälle der Personalbestand ab dem Jahr 2021 sta-
bil gehalten wird. Das System der Assistenzkräfte,
also den polizeilichen Ordnungsdienst und die Er-
mittlungshelferinnen und -helfer, werden wir im Rah-
men der Tarifbeschäftigung beibehalten und die
Zeitverträge in unbefristete Beschäftigungen über-
führen. Dadurch können wir auch in Zukunft eine
ausreichende Polizeipräsenz in der Fläche nach
dem Grundsatz „in jeder Kommune ein Polizeistand-
ort“ gewährleisten, und zwar indem wir ein intelligen-
tes Personalmanagement innerhalb der Polizei be-
treiben.

Analog zur Personalentwicklung bei der Polizei wer-
den wir auch im Justizdienst den geplanten Stellen-
abbaupfad einer kritischen Überprüfung unterziehen
und dort, wo es sich als erforderlich erweist, hiervon
abweichen. Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, auch das sind Zukunftsinvestitionen für die
Menschen in unserem Land.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Verbessern werden wir auch die Ausstattung der
Polizei im Bereich der Schutzausstattung, der Mobi-
lität und der Informationstechnik. Gleichzeitig wer-
den wir eine Reihe von rechtlichen Änderungen vor-
nehmen, die den verstärkten Einsatz der elektroni-
schen Fußfessel, der Bodycams, der Videoüberwa-
chung und der automatischen Kennzeichenerfas-
sung ermöglichen. Wir sind uns bewusst, dass diese
Maßnahmen immer mit den zentralen Persönlich-
keits- und Freiheitsrechten abgewogen werden müs-
sen. Und nichts würden wir uns mehr wünschen als
einen Zustand, in dem alle diese Maßnahmen über-
flüssig sind, allein die Terroranschläge bei uns und
in unseren Nachbarländern ebenso wie die gestie-
gene Gewaltneigung im Bereich der politischen
Straftaten zwingen uns zu einem anderen Handeln.
Der Staat hat nun einmal die Aufgabe - und dies ge-
hört zu seinen primären Obliegenheiten -, die öffent-
liche Ordnung aufrechtzuhalten, den öffentlichen
Frieden zu garantieren und die Menschen vor Ge-
walt und Straftaten zu schützen. Dieser vornehmen
Aufgabe werden wir uns mit aller Kraft widmen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Mit „Heimat“ verbinden die Menschen bei uns, ver-
binden Mia und Luca aber auch den Wunsch nach
einer intakten Natur, die sie für ihre Kinder bewah-
ren und weitergeben können. Sie verbinden mit

„Heimat“ den Wunsch nach Strukturen, die ihnen in
jeder Lebensphase die bestmögliche Versorgung
bieten.

Dafür werden wir im Rahmen unserer Nachhaltig-
keitsstrategie im Landtag eine „Enquetekommission
Nachhaltigkeit“ einrichten, und ich freue mich schon
jetzt auf die aktive Teilnahme aus den Reihen der
Landtagskolleginnen und -kollegen. Wir wollen diese
Enquetekommission einrichten, um die Herausforde-
rungen für die saarländische Umweltpolitik im Wan-
del der Zeit zu definieren und daraus entsprechende
Handlungsziele abzuleiten.

Nach dem Motto „Steter Tropfen höhlt den Stein"
werden wir uns weiterhin und mit nicht nachlassen-
der Kraft für die Abschaltung des Kernkraftwerks
Cattenom einsetzen. Die Tatsache, dass der neu
gewählte französische Staatspräsident einen erklär-
ten Kritiker der Atomenergie zum Umweltminister
gemacht hat, ermöglicht hierbei vielleicht neue Ver-
handlungsspielräume.

Ungeachtet dessen brauchen wir aber auf jeden Fall
eine erfolgreiche Energiewende. Diese gelingt nur,
wenn wir sparsamer mit Energie umgehen, Energie
effizienter einsetzen und umwandeln und - ja, auch
das! - erneuerbare Energien immer stärker nutzen.
Auf diesen Dreiklang aus Energiesparen, Energieef-
fizienz und Erneuerbaren Energien setzt diese Lan-
desregierung.

Bisher haben wir uns dabei sehr stark auf den
Strombereich konzentriert. Doch die Musik spielt
hier ebenso im Bereich Wärme wie auch im Bereich
Mobilität. Diese drei Sektoren müssen wir intelligent
miteinander koppeln. Als starker Informatikstandort
haben wir die besten Voraussetzungen, um hierbei
ganz vorne mitzuspielen. Es ist ein gutes Signal für
unser Land, dass die VSE als großer saarländischer
Energieversorger in Ensdorf ein Vorhaben realisie-
ren wird, bei dem es gerade um diese Sektoren-
kopplung geht und bei dem diese Sektorenkopplung
modellhaft umgesetzt werden soll.

Voraussetzung für das Gelingen der Energiewende
sind jedoch, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, nicht nur Bits und Bytes, Voraussetzung ist viel-
mehr vor allem auch eine breite Grundakzeptanz in
der Bevölkerung. Dafür möchten wir, dafür müssen
wir noch stärker werben als bisher. Deshalb werden
wir beim Ausbau der Erneuerbaren Energien früh-
zeitig - frühzeitiger als bisher - in den Dialog mit den
Bürgerinnen und Bürgern, den Städten und Gemein-
den und den Verbänden treten und mehr Transpa-
renz schaffen. Gerade bei Windparks gilt es, die da-
von betroffenen Bürgerinnen und Bürger über das
gesetzlich vorgeschriebene Verfahren hinaus von
vornherein in die Planungen einzubinden. Wir wollen
außerdem, dass die Bürgerinnen und Bürger an der
Rendite der Energiewende beteiligt werden. Deshalb
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unterstützen wir Bürgerenergiegenossenschaften
ebenso wie Mieterstrommodelle.

Das Land hat in den vergangenen Jahren Flächen
im Staatswald bereitgestellt, dazu bekennen wir uns.
Wir haben das getan, um die Windkraft auszubauen
und so auch unser Ziel zu erreichen, bis 2020 jede
fünfte im Land verbrauchte Kilowattstunde Strom
aus erneuerbaren Energien zu erzeugen. Dies hat
teilweise zu heftigen Protesten geführt, insbesonde-
re dort, wo Windräder in Laubwäldern errichtet wur-
den. Hier werden wir nachsteuern und das Landes-
waldgesetz ändern, um einen vernünftigen Aus-
gleich zwischen der Schutzwürdigkeit von historisch
gewachsenen alten Waldstandorten und den Zielen
der Energiewende hinzubekommen. Über die ver-
traglich bereits gebundenen Flächen hinaus hat der
SaarForst Landesbetrieb seit Beginn dieses Jahres
keine neuen Flächen mehr verpachtet und wird auch
keine weiteren Flächen zur Verfügung stellen. Ich
glaube, dies ist eine angemessene Reaktion vor
dem Hintergrund der Bedürfnisse der Bürgerinnen
und Bürger in diesem Land, um einerseits Akzep-
tanz und andererseits trotzdem Dynamik in der
Energiewende zu erreichen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN.)

Wir werden uns bei der Neuausrichtung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik streng am Leitbild einer
nachhaltigen Landwirtschaft orientieren und daher
bis zum Jahr 2022 einen Anteil von 25 Prozent der
landwirtschaftlichen Flächen in ökologischer und
nachhaltiger Bewirtschaftung anstreben. Dies ge-
schieht auch mit dem Ziel, dass sich die Menschen
mit Produkten aus unserer Region versorgen kön-
nen. Denn das ist doch das Beste, was wir zur Ver-
meidung des Klimawandels und zur weltweiten
Nachhaltigkeit beitragen können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, die Sicherung des Trinkwas-
sers, der Böden und der Nahrungskette vor schädli-
chen Einflüssen, zum Beispiel vor PCB und anderen
Schadstoffen, wird auch in Zukunft oberste Priorität
haben und durch die Fortsetzung der bisherigen gu-
ten Arbeit der zuständigen Landesbehörden sicher-
gestellt werden. Bei den Genehmigungsverfahren im
Bereich des Nachbergbaus wird es auch weiterhin
keine Genehmigungen ohne einen sicher gewähr-
leisteten Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen,
vor allem des Trinkwassers, geben. So dürfen Ver-
änderungen bei der Grubenwasserhaltung der RAG
AG nur genehmigt werden, wenn Gefahren für
Mensch und Umwelt und insbesondere für das
Schutzgut „Wasser" ausgeschlossen werden kön-
nen. Das ist die Haltung, die wir in den vergangenen
fünf Jahren eingenommen haben, und das wird auch
die Haltung sein, die wir im jetzt laufenden Geneh-

migungsverfahren einnehmen werden. Das sind wir
den Saarländerinnen und Saarländern schuldig.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir wollen eine Gesellschaft, in der Gesundheitsbe-
wusstsein und Respekt vor der Umwelt und unseren
natürlichen Ressourcen großgeschrieben werden.
Wir wollen die Menschen dabei mitnehmen und sie
überzeugen, sie aber nicht bevormunden. Wir wer-
den überprüfen, ob die vorhandenen ordnungsrecht-
lichen Bestimmungen und unsere Appelle zur Ein-
dämmung unserer Wegwerfkultur ausreichen. Wir
erwägen eine Bundesratsinitiative, um die verpflich-
tende Angabe des Mindesthaltbarkeitsdatums einzu-
schränken. Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, angesichts der gerade aktuell wieder zu sehen-
den Bilder von Hungersnöten und verhungernden
Kindern etwa auf dem afrikanischen Kontinent ist es
an Zynismus nicht zu überbieten, dass wir hierzulan-
de, auch wir hier im Saarland, tagtäglich Massen an
Lebensmitteln wegwerfen oder vernichten, bloß weil
ein Mindesthaltbarkeitsdatum, über dessen Sinn
man sich ohnehin streiten kann, erreicht worden ist
oder sein Erreichen knapp bevorsteht. Ich glaube,
an dieser Stelle kann jeder Einzelne von uns einen
ganz praktischen Beitrag zu einer insgesamt gerech-
teren Welt leisten. Diesen Beitrag wollen wir im
Saarland durch entsprechende Rahmenbedingun-
gen fördern.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wollen
unsere Großschutzgebiete Nationalpark Hunsrück-
Hochwald, Biosphärenreservat Bliesgau, Naturpark
Saar-Hunsrück und auch LIK.Nord erhalten und för-
dern. Um gerade den jungen Menschen den Wert
regional angebauter gesunder Lebensmittel nahezu-
bringen, werden wir das EU-Schulobstprogramm
weiterführen und den Wegfall von EU- und Bundes-
mitteln durch Landesmittel kompensieren. Dieses
Schulobstprogramm ist ein großer Erfolg, wir sind es
unseren Kindern schuldig, dieses Programm weiter
voranzutreiben.

Wir werden den Verbraucherschutz stärken, indem
wir die Verbraucherzentrale auch in Zukunft finanzi-
ell fördern, um so den Zugang zu qualitätsgesicher-
ten und unabhängigen Informationen sicherzustel-
len. Die Erarbeitung eines Verbraucherschutzge-
setzes werden wir prüfen und den kollektiven
Rechtsschutz im Sinne der Verbraucherinnen und
Verbraucher verbessern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, angesichts
immer stärker international agierender Konzerne
kommt auf die Verbraucherinnen und Verbraucher
eine besondere Herausforderung zu. Durch ihre
große Zahl haben sie die Marktmacht, mit der Ver-
änderungen herbeigeführt werden können. Dafür ist
es aber notwendig, dass sie von kompetenter und
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neutraler Stelle über ihre Rechte und über die Fak-
ten informiert werden.

Und deswegen ist der Verbraucherschutz nicht et-
was, was man in einem Land leistet, wenn man an-
sonsten nichts mehr zu tun hat, sondern Verbrau-
cherschutz ist ein ganz wichtiger Beitrag zu einer ak-
tiven und selbstbestimmten Bürgergesellschaft. Die-
sen Beitrag wollen wir im Saarland leisten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir werden für ein modernes und bedarfsgerechtes
Gesundheits- und Pflegesystem sorgen. Bei den
Krankenhäusern werden wir die trägerübergreifende
Zusammenarbeit und die sektorenübergreifende
Versorgung stärken und den Abbau von Doppel-
strukturen sowie die Neuausrichtung beziehungs-
weise Spezialisierung vorantreiben. Wir werden
Qualitätsindikatoren und auf Gutachterbasis stati-
onsbezogene Personalmindestzahlen im Rahmen
der Krankenhausplanung aufstellen. Damit, meine
sehr geehrten Damen und Herren, halten wir ein
Versprechen ein, das wir vor der Wahl insbesondere
dem Pflegepersonal in unseren Einrichtungen gege-
ben haben, dass in Zukunft eben auch die Frage der
Personalversorgung eine Rolle bei der Zulassung
von Krankenhäusern, bei Krankenhausstrukturen
und bei der Finanzierung spielen wird. Dies ist ein
wichtiges, ein notwendiges, ein richtiges Signal an
all die Menschen, die sich in unserem Land der Pfle-
ge ihrer Mitmenschen widmen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir müssen in unsere Krankenhäuser investieren,
deswegen werden wir die Investitionsmittel von aktu-
ell jährlich 28,5 Millionen Euro bis zum Jahr 2022
um bis zu 10 Millionen Euro jährlich erhöhen. Zudem
werden wir einen eigenen Krankenhausstrukturfonds
in Höhe von 20 Millionen Euro auflegen, um vorran-
gig solche Investitionen zu fördern, die die genann-
ten qualitativen Versorgungsziele anstreben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Men-
schen in unserem Land, auch Mia und Luca, werden
auch den kulturellen Reichtum in unserem Land und
das Miteinander der Menschen genießen können
und wollen. Wir sichern unsere kulturellen Leuchttür-
me und stehen zu unserer Verantwortung für unsere
kulturellen Einrichtungen. Lassen Sie mich mit Blick
auf den seit Jahren andauernden Konsolidierungs-
kurs in unserem Land sagen, auch angesichts des-
sen, was in anderen Bundesländern an Schwer-
punkten gesetzt wird: Es war und es ist keine
Selbstverständlichkeit, dass wir in all diesen Jahren
der Haushaltsenge für die Menschen in diesem
Land gerade unsere wichtigen kulturellen Einrich-
tungen gesichert und erhalten haben. Das war ein
klares und notwendiges Bekenntnis zur Kultur in die-
sem Land, und darauf, meine sehr geehrten Damen

und Herren, können wir mit Fug und Recht stolz
sein!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will nur einige nennen. Das Saarländische
Staatstheater bleibt als Dreispartenhaus auf hohem
künstlerischem Niveau erhalten und wird an der all-
gemeinen Entwicklung des Haushaltes ab 2020 teil-
haben. Auch unsere künstlerischen Hochschulen,
die Hochschule für Musik und die Hochschule der
Bildenden Künste, erhalten für die nächsten Jahre
Planungssicherheit. Sanierungs- und Erweiterungs-
maßnahmen werden in dem erforderlichen und leist-
baren Maße fortgeführt.

Die Museen des Landes müssen für die Zukunft gut
aufgestellt werden. Wir werden jetzt mit der neuen
Museumslandschaft endlich den Raum bekommen,
um die Schätze, die wir bisher in der Stiftung Saar-
ländischer Kulturbesitz nicht zugänglich machen
konnten, den Saarländern und Saarländerinnen zei-
gen zu können. Dies ist eine gute Weiterentwicklung
eben dieser Museumslandschaft im Saarland. Wir
werden hier in den kommenden Jahren für ihre In-
standhaltung und Instandsetzung Mittel bereitstellen.
Gleichzeitig werden wir die Breitenkultur unge-
schmälert weiter fördern und eng mit ihren Dachor-
ganisationen wie dem Landesmusikrat oder der Lan-
desakademie für musisch-kulturelle Bildung zusam-
menarbeiten.

Natürlich werden wir auch in Zukunft die in unserem
Land so fest verankerte Festivallandschaft weiter
stärken. Das gilt nicht nur für die arrivierten Festivals
wie Perspectives oder das Max-Ophüls-Festival,
sondern wir werden auch Weiterentwicklungen för-
dern, etwa das Festival Colours of Pop, das in die-
sem Jahr seine Premiere feiert. Wir sind auch fest
entschlossen, den Saarländerinnen und Saarländern
in Zukunft weiterhin ein Angebot im Bereich eines
Klassikfestivals zu unterbreiten. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, die kulturelle Vielfalt in un-
serem Land war in all den Jahren und Jahrzehnten
sehr bunt, sehr breit, sehr vielfältig, und sie wird es
auch in Zukunft bleiben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dieses kulturelle Engagement ist nur deshalb mög-
lich, weil wir gerade das Ehrenamt als Kernelement
der Breitenkultur wie auch des Saarsports, als Trieb-
feder des gesellschaftlichen Miteinanders in Stadt
und Land, als Grundpfeiler des Natur- und Umwelt-
schutzes, als unverzichtbaren Faktor bei den Feuer-
wehren und Hilfsdiensten und als greifbaren Aus-
druck zivilgesellschaftlicher Teilhabe haben. Diesem
ehrenamtlichen Engagement müssen wir nach wie
vor, und in Zukunft verstärkt, unsere hohe Wert-
schätzung entgegenbringen. Deshalb setzen wir uns
weiter für die landesweite Einführung der Ehren-
amtskarte ein. Deshalb wollen wir bei den Steuer-
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freibeträgen nicht mehr zwischen verschiedenen eh-
renamtlichen Tätigkeiten unterscheiden. Wir werden
uns dafür einsetzen, dass die Anrechnung von Auf-
wandsentschädigungen auf Sozialleistungen abge-
schafft wird. Man kann es nicht von solchen Anrech-
nungsregelungen abhängig machen, ob es jeman-
dem möglich ist, sich für unsere Gesellschaft zu en-
gagieren. Auch das ist ein Hindernis, auch das ist ei-
ne Ungerechtigkeit, die beendet werden muss. Wir
wollen dazu die notwendigen Schritte unternehmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen, so also könnte
das Saarland in Zukunft aussehen, so also könnte
der Lebensweg von Mia und Luca verlaufen.

Wahrscheinlich - dazu braucht man kein großer Pro-
phet zu sein - werden einige von Ihnen sagen, das
sei alles zu optimistisch. Und in der Tat, niemand
kann unserem fiktiven Geschwisterpaar diese Erfol-
ge garantieren, ebenso wenig wie den Menschen,
die in der realen Welt hier geboren sind, hier zuge-
zogen sind, hier leben. Aber was wir tun können, ist,
die Grundlagen, die Voraussetzungen zu schaffen,
die man für solche Lebenswege braucht. Das kön-
nen wir, das wollen wir und das haben wir in der
Vergangenheit schon getan; wir haben dabei vieles
auch schon erreicht.

Die entscheidende Frage für die nächsten Jahre hat
schon der antike griechische Historiker Thukydides
gestellt. Er stellt - das geht wohl auf eine Frage von
Perikles an die Athener zurück - die Frage: „Sich
ausruhen oder frei sein?" Ja, wir könnten uns ausru-
hen, auf den Erfolgen beim Strukturwandel, bei der
Gesundung unserer Haushalte, bei der Weiterent-
wicklung unseres Landes. Wir könnten die Augen
verschließen vor den Herausforderungen der Zu-
kunft, dem demografischen Wandel, der Digitalisie-
rung, den Widrigkeiten dieser Welt.

Dann aber würden wir auf Dauer nicht frei sein. Wir
würden zu Gefangenen, zu Getriebenen der Ent-
wicklungen werden, die von außen bestimmt werden
und die unser Land prägen. Wir als saarländische
Landesregierung wollen jedoch selbst gestalten und
eine gute Zukunft für dieses Land und seine Men-
schen schaffen. Deswegen wird sich diese Landes-
regierung nicht ausruhen. Sie wird die nächsten Jah-
re gemäß dem Auftrag der Wählerinnen und Wähler
mit aller Kraft dafür arbeiten, dass alle Saarländerin-
nen und Saarländer so gut in diesem Land leben
können, wie wir es uns für Mia und Luca wünschen
und erhoffen. - Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender Beifall von den Regierungs-
fraktionen.)

Präsident Meiser:
Ich eröffne die Aussprache zur Regierungserklä-
rung. - Das Wort hat für die Fraktion DIE LINKE Herr
Fraktionsvorsitzender Oskar Lafontaine.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ohne dass ich es ahnte, stehe ich heute
Morgen unter dreifachem Stress. Zunächst einmal
laboriere ich seit zwei Wochen an einer Erkältung -
dafür kann niemand was -, dann setzt mich die
Ministerpräsidentin unter Stress, dass ich hier eine
streitbare Opposition abgeben soll. Schließlich hat
einer Ihrer Redeschreiber auch noch ein Zitat von
mir gefunden, das ich längst vergessen hatte.

(Vereinzelt Heiterkeit.)

Ich komme aber gerne darauf zurück, weil ich in der
Regel recht dankbar bin, wenn ein Zitat noch einmal
ausgegraben wird.

Dieses Zitat, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, lese ich noch einmal vor: „ (…) dass in Ihrer Re-
gierung erhebliche Konstruktionsfehler eingebaut
sind und dass Sie mit Sicherheit - das können Sie in
fünf Jahren zitieren - die zentralen Ziele Ihrer Regie-
rungsarbeit verfehlen werden“. Das will ich para-
phrasiert wiederholen: Auch in fünf Jahren werden
wir hier stehen, und Sie werden das zentrale Ziel Ih-
rer Regierung, die Eigenständigkeit des Landes zu
sichern, wiederum verfehlt haben, weil Sie den
Schuldenberg von 14 Milliarden Euro nicht runter-
kriegen. Ich wiederhole es also noch einmal: Sie ha-
ben das zentrale Ziel der Regierungsarbeit verfehlt,
der Schuldenberg von 14 Milliarden Euro bringt nicht
die Freiheit, sondern die Schuldknechtschaft. Außer-
dem ist es ist von großem Interesse, dass Sie die
wichtigste Zahl der Landespolitik überhaupt, nämlich
14 Milliarden, gar nicht erwähnt haben. Das ist doch
ein Witz!

(Beifall bei der LINKEN.)

Für mich, meine sehr geehrten Damen und Herren,
ist das eigentlich unfassbar. Wenn ich über die Lan-
despolitik und über die Möglichkeiten der Landespo-
litik nachdenke, ist das die erste Zahl, die mir ein-
fällt. Das ist doch pure Selbstverständlichkeit. Als wir
zu Beginn der letzten Legislaturperiode darüber ge-
redet haben, was unsere Aufgabe sei, haben alle
Fraktionen gesagt - auch wenn das nachher bestrit-
ten wird -, dass es unser Hauptproblem ist. Alle
Fraktionen haben gesagt, wir brauchen einen Schul-
dentilgungsfonds oder einen Altlastenfonds oder wie
auch immer man es nennt, um zumindest die Hälfte
wegzubekommen. Weil alle Fraktionen in irgendei-
ner Form wissen, was 1 Prozent von 14 Milliarden -
damals 12 oder 13 Milliarden - bedeutet. Das heißt
nämlich, wenn das durchschnittliche Zinsniveau um
1 Prozent nach oben geht, dass die ganze Herrlich-
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keit zu Ende ist. Das wären 140 Millionen Euro, ich
werde das nachher etwas deutlicher ausführen.

Insofern - so gerne ich Ihnen bescheinigen würde,
sehr verehrte Frau Ministerpräsidentin, dass Sie das
Hauptziel Ihrer Regierung erreicht haben, weil das
die wichtigste Aufgabe ist, die hier an der Saar jeder
Landespolitik gegeben ist - muss ich Ihnen sagen:
Trotz Ihrer Selbsteinschätzung, die ich für völlig ver-
fehlt halte, ist das Hauptziel eben nicht erreicht wor-
den. Das Land wird immer auf die Hilfe anderer an-
gewiesen sein, solange wir einen solchen Schulden-
berg von 14 Milliarden Euro haben.

Da Sie einen meiner Lieblingsschriftsteller, Thukydi-
des, zitiert haben, möchte ich Sie mit einem seiner
Zitate konfrontieren. Thukydides hat mal gesagt:
„Die Schönheit liegt im Auge des Betrachters.“ Das
ist eines der berühmten Zitate dieses griechischen
Feldmarschalls und Schriftstellers. Da kann man sa-
gen, die Höhe eines Schuldenberges liegt offen-
sichtlich im Auge der Betrachterin oder des Betrach-
ters; die eine sieht ihn überhaupt nicht, er schrumpft
zu zwergenhaftem Ausmaß, der andere sieht ihn
und sagt, das ist ein riesiger Schuldenberg. Sie se-
hen also, das Auge des Betrachters, das Auge der
Regierung und das Auge der Opposition kommen
offensichtlich zu unterschiedlichen Wahrnehmun-
gen. Wir haben das Hauptproblem unseres Landes
nach wie vor nicht gelöst. Das ist teilweise auch ein-
geräumt worden, ich will niemanden zitieren, ich
gucke auch schnell wieder weg.

(Vereinzelt Lachen.)

Wie gesagt, wir müssen uns mit der Wahrheit kon-
frontieren, dass wir keine Lösung in unserem Land
finden.

(Beifall bei der LINKEN.)

Das gilt genauso für die genannte Zahl von 500 Mil-
lionen. Ich will das gar nicht ausweisen, aber es
stimmt einfach nicht, dass wir 500 Millionen Euro
mehr bekommen, das können Sie noch so oft hier
wiederholen. Es sei denn, wir gehen in die Zeit zu-
rück, als wir die Hilfen noch nicht bekamen, die wir
jetzt seit vielen Jahren kassieren, nämlich 240 Millio-
nen Euro, dann stimmt die Zahl. Wenn man aber
von 500 Millionen spricht und so tut, als sei das eine
zusätzliche Hilfe, dann führt man wiederum die Öf-
fentlichkeit in die Irre. Es ist nicht so, dass wir 500
Millionen Euro zusätzlich bekommen, wir bekommen
eben nur 260 Millionen Euro! Die ganzen Restriktio-
nen habe ich genannt, ich möchte nicht alle wieder-
holen. Wir sind nach wie vor in einer schwierigen Si-
tuation.

Nun meinen Sie vielleicht, es sei die Freude eines
Oppositionspolitikers, Ihnen das hier vorzuhalten.
Nein, das ist die Sorge eines Landespolitikers, der
sich diesem Land verbunden fühlt und der sich wün-

schen würde, dass all diese Zahlen ganz anders
aussehen würden, dass wir tatsächlich im Wettbe-
werb mit anderen Bundesländern erfolgreich wären
und mithalten könnten. Wenn das so weitergeht,
können wir das leider nicht.

(Beifall bei der LINKEN.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese ent-
scheidende Zahl, die Sie nicht erwähnt haben, be-
stimmt die ganzen Möglichkeiten der Landespolitik.
Diese entscheidende Zahl bestimmt auch die Mög-
lichkeiten der wirtschaftlichen Entwicklung. Da natür-
lich vor Wahlen die Regierung ihre Arbeit besonders
preist - das ist alles selbstverständlich - und die Op-
positionsparteien die Regierungsarbeit vielleicht et-
was zu kritisch sehen, will ich darauf hinweisen,
dass es eine bemerkenswerte Untersuchung über
die wirtschaftliche Entwicklung im Vergleich der
Bundesländer gab. Das hätte Sie doch wachrütteln
müssen! Diese Untersuchung der Wirtschaftsabtei-
lung der Helaba, die sicherlich nicht die Absicht hat-
te, Sie irgendwie zurückzusetzen, kommt zu dem Er-
gebnis, dass das Saarland in den letzten zehn Jah-
ren die schwächste wirtschaftliche Entwicklung hat-
te, es ist von Nullwachstum die Rede.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was
braucht es noch für Zahlen, um Sie zu einem ande-
ren Urteil zu bewegen als zu dem, was Sie die gan-
ze Zeit vorgetragen haben? Wenn dieser Zustand
bleibt, dass wir die schwächste wirtschaftliche Ent-
wicklung aller Bundesländer haben, werden Mia und
Luca ihren Beruf vielleicht gar nicht hier finden kön-
nen, sondern aufgrund ihrer Qualifikation möglicher-
weise woanders suchen müssen. Wir sind uns si-
cherlich einig, dass wir im Saarland eine ökonomi-
sche und wirtschaftliche Entwicklung brauchen, da-
mit gut ausgebildete Saarländerinnen und Saarlän-
der auch hier ihre Familien gründen und ihrem Beruf
nachgehen können.

(Beifall bei der LINKEN.)

Ich sprach von strukturellen Hindernissen. Nun ha-
ben wir zwei Probleme, eins davon ist die Schulden-
bremse. Ich habe mich gefreut, dass es in der eige-
nen Koalitionspartei vor der Wahl eine ganz lebhafte
Debatte über die Sinnhaftigkeit oder Nicht-Sinnhaf-
tigkeit der Schuldenbremse gegeben hat. Ich habe
mich auch darüber gefreut, dass eine Mehrheit zum
Ergebnis kam, dass sie eben nicht das beste Instru-
ment ist. Gerade jetzt, wenn es um die Hauptaufga-
be des Landes geht, nämlich endlich den Rückstand
bei den Investitionen auszugleichen, zeigt sich doch,
wie nachteilig diese Schuldenbremse überhaupt ist,
wie irrsinnig sie im Grunde genommen ist.

Angesichts des jetzigen Zinsniveaus wäre es drin-
gend geboten, die Investitionen jetzt zu finanzieren.
Dass Sie sich entschlossen haben, wieder drei Jah-
re zu warten, ist einfach ein Fehler. Wir haben uns
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auch Gedanken darüber gemacht, welchen Beitrag
wir leisten würden, falls wir in die Verantwortung
kämen. Im Ergebnis möchte ich Ihnen sagen, ich
würde auf jeden Fall einen anderen Weg der Finan-
zierung gehen. Es gibt Möglichkeiten, Sie müssen
sich nur in anderen Bundesländern umschauen.
Selbst wenn Sie die Gesamtsumme mit Inflations-
korrekturen über zehn Jahre festschreiben würden,
könnten Sie einen anderen Weg gehen. Dass Sie
weitere drei Jahre bei den Investitionen zögern, wird
die Saarwirtschaft weiter zurückwerfen.

Sehen Sie, meine Damen und Herren, das Ergebnis
der Helaba-Studie war für mich keine Überraschung.
Wenn ein Land pro Jahr 100 Millionen Euro zu we-
nig investiert, wenn eine Investitionslücke von 1 Mil-
liarde Euro besteht - und die geht ja weiter -, dann
ist es angesichts der Zusatzeffekte öffentlicher In-
vestitionen schlicht und einfach logisch, dass ein
Land im Vergleich zu anderen Ländern eine
schlechtere wirtschaftliche Entwicklung hat. Deswe-
gen ist die Investitionsbremse schlicht und einfach
ein Irrweg. Sie hindert widersinnigerweise in Zeiten
optimaler Zinskonditionen daran, jetzt die Investitio-
nen durchzuführen. Das wäre im Interesse der Kon-
solidierung des Landeshaushaltes notwendig gewe-
sen. Was würde man von einem Privatmann halten,
der sagt, na ja, jetzt, wo die Zinsen günstig sind, in-
vestiere ich nicht, ich warte mal ein bisschen, und
wenn dann die Zinsen auf ein anderes Niveau hoch-
gesprungen sind, dann konsolidiere ich meine eige-
ne private Situation? Das wäre eigentlich gar nicht
denkbar.

Die finanzielle Situation ist aus unserer Sicht ganz
anders, als Sie sie hier darstellen. Logischerweise
haben Sie gestern gesagt, als Sie zu den Steuerplä-
nen der verschiedenen Parteien Stellung genommen
haben, dass Sie allenfalls 15 Milliarden Entlastung
zustimmen könnten. Das Finanzministerium hat er-
rechnet, wenn ich das richtig verfolgt habe, dass das
den Landeshaushalt mit 60 Millionen Euro belasten
würde. Sie können das mit den Zahlen saldieren, die
ich nur kurz angedeutet habe. Da gibt es nach mei-
ner Auffassung wiederum einen Denkfehler. Wir ha-
ben als Partei DIE LINKE - das heißt, ich persönlich
im Deutschen Bundestag - die Entlastung, die jetzt
vor der Bundestagswahl von allen Parteien wieder-
um hochgehoben wird, also Entlastung durch Ab-
schaffung des Steuerbauchs - für die Steuerfachleu-
te unter Ihnen -, zweimal beantragt. Die Abschaffung
des Steuerbauchs kostet natürlich eine ganze Men-
ge Geld, mehr als das, was Sie angesprochen ha-
ben. Deswegen wird die von Herrn Schäuble avisier-
te Entlastung weitaus geringer ausfallen, man muss
dann nur die Gegenrechnung aufmachen. Sie ken-
nen unsere Position. Das ist das strukturelle Defizit,
das ich versucht habe, Ihnen darzulegen. Solange
auf Bundesebene die Mühle dicht ist für eine andere
Struktur der öffentlichen Haushalte, was die Steuer-

und Abgabenstruktur angeht - das war das, was ich
gemeint habe -, bekommen Sie den Schuldenberg
nicht weg.

Sie können ja jetzt dem Schicksal danken, denn es
gibt zwei Entwicklungen, von denen ich nicht ge-
glaubt hätte, dass sie so lange anhalten würden, al-
so zwei Irrtümer von mir. Dass die ökonomische
Entwicklung samt Steueraufkommen so lange stabil
sein würde, hätte ich vor fünf Jahren nicht gedacht.
Dass die Zinsentwicklung so nachhaltig auf null sein
würde, hätte ich auch nicht unbedingt vorausgesagt.
Ob das in den nächsten Jahren so bleibt? - Das ist
durchaus möglich. Ich würde mich nicht in der Lage
sehen, die Zinsentwicklung vorauszusagen. Aber es
ist auch möglich, wenn man weltweit das eine oder
andere beobachtet, dass es eine Zinsentwicklung
nach oben gibt. Dann werden wir uns hier wieder se-
hen und werden darüber reden, wie dem zu begeg-
nen ist.

Was die ökonomische Entwicklung angeht - um das
nur kurz anzusprechen, ich sehe auf die Zeit -, so
gibt es eine ganze Reihe von Gemeinsamkeiten. Ich
erwähne das, damit es nicht so aussieht, als würden
wir hier nur kritisieren, aber das Wesentliche muss
ja angesprochen sein. Über die Beurteilung der In-
formatik haben wir uns vor Kurzem verständigt. Ich
freue mich auch über das CISPA. Wenn ein Landes-
politiker es ernst meint mit der Entwicklung des Lan-
des, muss er sich über solche Entwicklungen freuen.
Das Bekenntnis zur Stahlindustrie ist selbstverständ-
lich nach wie vor eine Gemeinsamkeit.

Meine Haltung zur Automobilwirtschaft ist ganz ge-
nau wie Ihre. Voreilige Schlussfolgerungen, was
Elektromobilität angeht, halte ich für völlig verfehlt.
Auch den Zusammenhang mit der sozialen Frage
halten wir nach wie vor für äußerst wichtig, das Ta-
riftreuegesetz und andere Dinge, die erreicht worden
sind. Ich erwähne das nur, damit nicht der Eindruck
entsteht, es wird nur die eine Seite gesehen; es wird
auch das andere gesehen.

Ich ergänze allerdings für meine Fraktion: Ich be-
dauere, dass bei dieser Betrachtung auch ange-
sichts der positiven Entwicklung, die wir bei Saar-
stahl erreicht haben, die Themen Belegschaftsbetei-
ligung und Stiftungslösung nicht vorgekommen sind.
Das wäre ein Schwerpunkt unserer Arbeit gewesen.
Wir sind nach wie vor der Auffassung, dass eine
nachhaltige Demokratisierung der Gesellschaft nur
gegeben ist, wenn wir auch eine Art Wirtschaftsde-
mokratie haben. Wir haben derzeit eine ganz fatale
Entwicklung autoritativer Herrschaftsstrukturen welt-
weit, von den USA bis Russland. Diese nachhaltige
Entwicklung zu autoritativen Strukturen führt natür-
lich im Unternehmensbereich zu ähnlichen Verhal-
tensweisen. Der große Sektor schlechter Arbeitsver-
hältnisse mit schlechter sozialer Absicherung berei-
tet uns große Sorge. Deshalb legen wir großen Wert
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darauf, dass dieser Ansatz Stiftung und Beleg-
schaftsbeteiligung hier an der Saar weitergeführt
wird.

(Beifall von der LINKEN.)

Nun geht es ja nicht nur um die Investitionen, die an-
gesichts der finanziellen Engpässe - das wirft einem
ja keiner vor, wenn es nicht anders zu erreichen war
- natürlich auch in nächster Zeit zu gering sein wer-
den. Sie haben vom Jahrzehnt der Investitionen ge-
sprochen. Ich setze den Begriff „ein Jahrzehnt der
Unterinvestitionen“ im Vergleich zu anderen Ländern
dagegen, weil wir eben die Hauptprobleme nicht ge-
löst haben.

Nachdem wir in der Beurteilung etwa der Informatik,
das heißt bei sogenannten Leuchtturminvestitionen
so übereinstimmen, hätten wir es natürlich begrüßt,
wenn ein zweites Projekt angegangen worden wäre.
Da schlagen wir nach wie vor die Medizintechnik
vor. Wir glauben, wenn wir in die Medizintechnik
ähnlich investieren würden wie in die Informatik, hät-
ten wir wahrscheinlich - natürlich kann man das nie
garantieren, aber wir haben ja Unternehmen in die-
sem Bereich, die wir auch ansprechen könnten - ei-
ne ähnliche Entwicklung zumindest in Aussicht. Im
Hinblick auf die zukünftige Entwicklung der Gesell-
schaft wäre es eine wirklich runde Sache, wenn wir
auf diese Art und Weise ein zweites Bein neben der
Informatik hätten. Medizintechnik ist nach wie vor
unser Vorschlag.

Auch den harten Sparkurs an der Universität können
wir Ihnen nicht großartig vorhalten angesichts der fi-
nanziellen Rahmenbedingungen. Würden wir jetzt
auf der Regierungsbank sitzen, müssten wir uns ge-
nauso nach der Decke strecken, um das in aller
Klarheit zu sagen. Aber deswegen muss man immer
wieder auf die Ausgangsposition zurückkommen.
Man muss sich auch im klaren darüber sein, dass
fehlende Investitionen im Bildungswesen die Zu-
kunftschancen verringern. Das ist ja nicht nur ein
Problem des Saarlandes. Wir haben jetzt gerade im
Handelsblatt gelesen, dass laut OECD-Statistik
Deutschland noch nicht einmal im Durchschnitt der
Bildungsinvestitionen liegt. Es sind 4,2 Prozent auf
das Sozialprodukt gerechnet. Der Durchschnitt ist
5,1 Prozent. Die skandinavischen Länder haben
einen Wert von 7 Prozent auf das Sozialprodukt ge-
rechnet. Rechnen Sie das einmal um auf unsere
Verhältnisse. Auch hier - und das ist jetzt nicht nur
eine Kritik an Ihrer Landesregierung, an der jetzigen
Mehrheit - ist Deutschland auf dem falschen Weg.
Das ist ein Weg „privat vor Staat“. Diese Parole ha-
ben wir lange gehört. Wir haben gehört, Steuersen-
kung ist die Grundlage jeder ökonomischen Entwick-
lung. Wir, insbesondere die Länder, haben viel Geld
verloren. Deshalb ist die Entwicklung im Bildungsbe-
reich nach wie vor sehr schlecht. - Ich sehe schon,
dass hier die Zeit aufleuchtet. Ich konnte mich auf-

grund der Zeit nur mit den wichtigen Fragen be-
schäftigen.

Deshalb möchte ich Folgendes festhalten, Sie ha-
ben die Begriffe Ehrlichkeit, Transparenz und Offen-
heit angesprochen. Wir müssen uns, was die ökono-
mische Entwicklung angeht, ehrlich machen, meine
sehr geehrten Damen und Herren, und die Zahlen,
die ich Ihnen hier genannt habe, zur Kenntnis neh-
men, sonst finden wir keine Lösung für die Zukunft.

Ich möchte schließen mit Thukydides. „Sich ausru-
hen oder frei sein?“, haben Sie gesagt. Es unterstellt
Ihnen niemand, dass Sie sich ausgeruht haben,
Frau Ministerpräsidentin. Aber es gibt einen anderen
Satz von Thukydides - Sie sehen, wie Ihr Redenvor-
bereiter mich da inspiriert hat -,

(Vereinzelt Heiterkeit)

der heißt: „Das Geheimnis des Glücks ist die Frei-
heit, das Geheimnis der Freiheit aber ist der Mut.“
Der Mut, der offensichtlich ein bisschen fehlt, ist der,
der Realität ins Auge zu blicken. Aber ohne diesen
Mut werden wir keine nachhaltige Lösung für die Zu-
kunft unseres Landes finden.

(Beifall von der LINKEN, Teilen der CDU und der
AfD.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die CDU-Landtagsfraktion Herr
Fraktionsvorsitzender Tobias Hans.

Abg. Hans (CDU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege Lafontaine, Sie ha-
ben an meinem szenischen Applaus gemerkt, dass
auch ich ein Fan von Thukydides bin. Und da haben
wir zu Beginn dieser Debatte auch schon etwas ge-
meinsam. Thukydides hat unter anderem auch ge-
sagt: Geschichte ist eine einzige und ewige Wieder-
holung. Von daher, Herr Kollege Lafontaine, haben
wir bei Ihren Ausführungen wenig Neues vernom-
men. Sie haben mit uns das ausgetauscht, was Sie
auch vor der Landtagswahl in allen Ihren Ausführun-
gen von sich gegeben haben.

Ich glaube nur, Herr Kollege Lafontaine, wenn man
sich anschaut, was Ende März passiert ist, so haben
Sie da vielleicht ein wichtiges Ereignis in der Ge-
schichte verpasst. Die Menschen in diesem Land
haben ganz offensichtlich anders als Sie festgestellt,
dass sie mit der Politik der Großen Koalition zufrie-
den sind, und sie deshalb auch in ihrem Amt bestä-
tigt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will von daher heute hier mit etwas zeitgenössi-
scheren Zitaten beginnen. 1881 hat ein wenig be-
kannter Dichter, Hermann Adam von Kamp, ein klei-
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nes Volkslied, ein Volksgedicht, geschrieben, das al-
len sehr wohl bekannt ist. Es ist betitelt „Alles neu
macht der Mai“. Herr Kollege, ich glaube, wenn auch
nicht alles neu ist in diesem Haus, so gibt es doch
einen gewissen Tapetenwechsel, wie auch ein Blick
in die Reihen des Parlamentes zeigt. Im Wesentli-
chen aber - ich will das noch einmal sagen - ist das,
was wir jetzt hier vorfinden, eine Neuauflage des-
sen, was für dieses Land fünf Jahre lang erfolgreich
gearbeitet hat. Die Menschen haben gesagt, dass
sie Stabilität, dass sie Verlässlichkeit wollen und ha-
ben sich deshalb für die Große Koalition entschie-
den.

Kolleginnen und Kollegen, vielleicht haben sich da
auch die Zeiten ein wenig geändert. Wenn man sich
anschaut, was noch vor wenigen Jahren den Men-
schen in diesem Land wichtig war, so ist heute die
Großwetterlage vielleicht eine andere. Wenn man in
andere Länder blickt - gar nicht zu sprechen von
dem, was sich in Manchester ereignet hat -, nach
Frankreich, nach Polen, so ist festzustellen, dass
das offensichtlich mit den Bürgerinnen und Bürgern
etwas gemacht hat. Sie sagen, sie wollen für ihr ei-
genes Leben im eigenen Land klare Ansagen, wahr-
hafte Aussagen, Gewissheit, dass sorgsam mit den
vorhandenen Ressourcen umgegangen wird und
dass sich ihr Umfeld, ihr Lebensmittelpunkt, die Hei-
mat, in der sie leben, auch noch in Jahrzehnten als
ihre Heimat darstellt und Bestand hat. Das beweist,
dass das Ergebnis der Landtagswahl letztendlich
auch dargelegt hat, wie sich die Menschen in die-
sem Land fühlen, wie sich die Menschen in diesem
Land zufrieden fühlen.

Das, Herr Kollege Lafontaine, steht eben in diame-
tralem Gegensatz zu dem, was Sie heute hier wie-
der dargelegt haben, auch wenn Sie sich große Mü-
he gegeben haben, tatsächlich eine Studie zu fin-
den, die etwas anderes darstellt. Es ist ja nicht ganz
gewöhnlich, dass Sie hier mit Studien wie der Hela-
ba-Studie argumentieren. Ich kann nur noch mal sa-
gen: Die Lebenswirklichkeit in diesem Land, die Fra-
ge, ob dieses Land vorankommt, die Frage, ob die-
ses Land zufrieden ist mit seiner Regierung, wurde
am 26. März anders beantwortet. Dass das so ist,
beweisen letztlich auch die Landtagswahlen in Nord-
rhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. Dort waren
die Menschen eben nicht zufrieden und haben ihre
Regierungen abgewählt. Hier im Land waren die
Menschen mit ihrer Regierung zufrieden und haben
sie deshalb bestätigt. Herr Kollege Lafontaine, das
müssen Sie dann auch zur Kenntnis nehmen.

(Lebhafter Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Menschen wollten, dass dieses Land anders als
in der Vergangenheit, als der Ministerpräsident noch
anders hieß, nach vorne gebracht wird und haben
deshalb diese übergroße Mehrheit für die Große Ko-
alition bestätigt. Aber ich sage auch, dass dieser

Vertrauensvorschuss, den die Menschen uns gege-
ben haben, eine enorme Verantwortung darstellt. Es
ist ein gewaltiges Pfund. Es gilt jetzt, weiter anzu-
packen, auch gemeinsam mit der Opposition - dort,
wo das möglich ist, wo sich die Oppositionsarbeit
nicht nur mit Schlechtreden und Geschrei begnügt.

Ich will noch mal zurückkommen zu Herrn Kamp.
Der hat in einer Zeile auch geschrieben, dass der
Mai erneuernd aufs Gemüt wirkt. Vielleicht kann das
bei Ihnen noch etwas bewirken. Was die andere Op-
positionsfraktion dazu sagt, werden wir später hö-
ren. Ich kann nur noch mal sagen: Ich biete der Op-
position in diesem Haus eine faire Zusammenarbeit
an. Wir werden alles daran setzen - das hat auch die
Ministerpräsidentin gesagt -, dass die Opposition in
der Diskussion im saarländischen Landtag beteiligt
wird, dass wir ernst nehmen, was die Opposition
sagt, und uns damit auseinandersetzen, Herr Kolle-
ge Lafontaine.

Weil eben der Kollege Dörr gesagt hat, er nehme mit
Verwunderung zur Kenntnis, dass es jetzt drei Vize-
präsidenten braucht, will ich auf Folgendes hinwei-
sen. Es ist für mich - wir haben das auch in der
Fraktionsvorsitzendenrunde besprochen - eine
Selbstverständlichkeit, dass die stärkste Oppositi-
onsfraktion mit einer Vizepräsidentin bedacht wird.
Das zeigt, dass wir die Auseinandersetzung in der
Sache ernst nehmen. Das zeigt, dass wir wollen,
dass es eine starke Opposition in diesem Haus gibt
und wir uns der Herausforderung zur Auseinander-
setzung in der Sache mit Ihnen auch stellen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Diese Auseinandersetzung beginnt ja mit der Vorla-
ge des Koalitionsvertrages. Diese Auseinanderset-
zung beginnt mit der Regierungserklärung, die die
Ministerpräsidentin heute hier abgegeben hat. Die
Regierungserklärung titelt „Für die Zukunft unseres
Landes“. Meine Damen und Herren, da sehen wir
eben Chancen. Offensichtlich sehen wir da auch
mehr Chancen, als Sie Risiken sehen, denn das ist
ja auch Gegenstand der Regierungserklärung gewe-
sen: Die Chancen für die Zukunft dieses Landes.
Wir als CDU-Landtagsfraktion stehen voll und ganz
hinter den Inhalten dieses Koalitionsvertrages, weil
er fair ausgehandelt hat, welche Interessen in den
beiden die Regierung tragenden Fraktionen beste-
hen.

Wenn Parteitage Koalitionsverträge behandeln und
dabei so klare Ergebnisse herauskommen wie in der
letzten Woche, kann das nur Ausfluss dessen sein,
dass diese Koalitionsverträge so ausverhandelt wor-
den sind, dass jeder sein Gesicht behält, dass jeder
sich darin wiederfindet und am Ende Augenhöhe in
der Zusammenarbeit einer Regierung vorhanden ist.
Deshalb sage ich: Dieser Koalitionsvertrag für die
Zukunft unseres Landes kennt am Ende nur einen
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Sieger, das sind die Menschen in diesem Land. Es
ist ein guter Koalitionsvertrag und wir werden in den
nächsten fünf Jahren alles daran setzen, unser Land
weiter nach vorne zu bringen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Im Koalitionsvertrag sind auch Themen behandelt -
die Ministerpräsidentin hat es eben angesprochen -,
die zwischen CDU und SPD ganz schwierig waren.
Ich beginne mal mit dem Thema Bildungspolitik. Wir
haben dort Lösungen gefunden, die letztlich die
Qualität in den Bildungseinrichtungen verbessern,
die Sicherheit geben, die Aussagekraft besitzen und
die am Ende auch eine Vergleichbarkeit im Bil-
dungsbereich gewährleisten. Die Zukunftsbildung
unseres Landes findet letztlich in den Schulen statt,
sie findet schon in der frühkindlichen Bildung statt.
Dort werden Grundlagen geschaffen, die sich auf al-
le Bereiche auswirken. Deshalb ist das Beispiel von
Luca und Mia, den fünfjährigen Geschwistern, das
die Ministerpräsidentin gewählt hat, auch sehr aus-
sagekräftig - weil es deutlich macht, dass das, was
wir am Anfang in der frühkindlichen Bildung, in der
kindlichen Bildung, in der Schulzeit falsch machen,
was wir dort unterlassen, sich am Ende negativ auf
das auswirkt, was wir in der Zukunft unseres Landes
finden.

Da geht es, Herr Kollege Lafontaine, eben nicht ein-
fach nur darum, ob es einen Schuldenberg gibt, der
unzweifelhaft da ist, der unzweifelhaft von uns ange-
gangen werden will. Wichtig ist, dass wir jetzt diese
Investitionen in die Bildung tätigen. Sie werden dafür
sorgen, dass wir auch später in der Lage sein wer-
den, diesen Schuldenberg zurückzuführen. Unsere
Aussage ist nach wie vor, dass wir eine Zukunft oh-
ne Schulden haben wollen für Kinder, für Jugendli-
che. Deswegen müssen wir diese Grundlagen be-
reits in der Schulpolitik schaffen.

Das beginnt bei der Frage, wer die Schülerinnen
und Schüler unterrichtet. Es beginnt bei der Frage
der Lehrerausstattung. Das ist uns im Übrigen, Herr
Lafontaine, schon 2015 teilweise gelungen. Von da-
her geht Ihr Vorwurf fehl, dass wir nicht genügend
investieren, dass wir nicht in der Lage seien zu in-
vestieren, dass wir abwarten bis zum Jahr 2020. Wir
haben schon in der letzten Legislaturperiode dafür
gesorgt, dass mehr Lehrer zur Verfügung stehen. In-
dem wir über 200 Stellen im Lehrerbereich weniger
abbauen als im Plan vorgesehen, werden wir auch
in den kommenden Jahren dafür sorgen, dass es an
der Lehrkräfteausstattung nicht scheitern wird. Die
Lehrkräfteausstattung ist ein Indikator für die Quali-
tät der Bildungsangebote. Deshalb werden wir hier
Kurs halten, weil das eben der Kurs ist, den die
Saarländerinnen und Saarländer wollen. Es ist ein
Kurs der Stabilität, es ist ein Kurs der Sicherheit. Es
ist aber auch ein Kurs, der uns wirklich weiter voran-
bringt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Was für die Schulen gilt, muss sich in den Hoch-
schulen fortsetzen, Herr Kollege Lafontaine, Sie ha-
ben es ja angesprochen. Im Hochschulbereich wer-
den wir massiv dafür sorgen, dass sich die Situation
verbessert. Wir haben schon jetzt im laufenden Dop-
pelhaushalt - ich stelle immer wieder fest, dass nicht
jeder in den Haushalt schaut, bevor er Wahl-
kampfreden hält - dafür gesorgt, dass an den saar-
ländischen Hochschulen Planungssicherheit bis
2020 herrscht. Es war von Anfang an, als wir diese
Planungssicherheit geschaffen haben, Herr Kollege
Lafontaine, unser Ansinnen, dass wir nach dem Jahr
2020 dort auch echte Perspektiven schaffen können.
Deswegen haben wir mit dem Koalitionsvertrag fest-
gelegt, dass wir ab 2020, wenn wir die Möglichkeiten
haben, 15 Millionen Euro pro Jahr zusätzlich in die
Hochschulen investieren. Das zeigt, welch hohen
Stellenwert unsere Hochschulen für uns haben, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Der Mensch beginnt nicht mit dem Abitur, der
Mensch beginnt nicht mit einer Hochschulausbil-
dung. Wir haben im Koalitionsvertrag klare Akzente
auch im Bereich der Ausbildung gesetzt, auch im
Bereich der handwerklichen Ausbildung. Wenn man
sich andere Studien anschaut, Herr Kollege Lafon-
taine, so zeigen die zum Beispiel, dass sich das
saarländische Handwerk derzeit in einem Allzeit-
hoch befindet. Die Zahlen sind beeindruckend. Wir
haben nicht nur eine sehr gute Auslastung, wir ha-
ben nicht nur eine gute Geschäftslage, steigende
Auftragszahlen, ein Umsatzplus. Azubis und Fach-
kräfte werden genauso gesucht wie Meister und
Gründer.

Die Karriere im saarländischen Handwerk - auch da
kann ich wieder auf das Beispiel von Luca aus der
Regierungserklärung zurückkommen - hat Zukunft,
sie ist höchst attraktiv. Deshalb fangen wir schon
jetzt damit an, das umzusetzen, was die Ministerprä-
sidentin eben gesagt hat. Wir werden schon in den
Haushaltsberatungen dafür Sorge tragen, dass die
Meisterausbildung im Saarland finanziell erleichtert
wird hin zu einem Meisterbonus, hin zur Beitragsfrei-
heit dieser Ausbildung durch diesen Meisterbonus.
Das ist die richtige Botschaft im Koalitionsvertrag.
Es kann nicht sein, dass Hochschulbildung kosten-
los ist und Meisterbildung letztendlich viel Geld kos-
tet. Nur mit einer solchen Regelung, wie wir sie jetzt
gefunden haben, sorgen wir dafür, dass hier eine
echte Gleichwertigkeit angestrebt und erreicht wird.
Deshalb ist das ein guter Koalitionsvertrag und eine
gute Einigung für den saarländischen Mittelstand.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dass solche Investitionen in die Zukunft möglich
sind, ist natürlich nur machbar, wenn man sich auf
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der einen Seite stringent um die Einnahmenseite,
die Haushaltslage und Haushaltskonsolidierung so-
wie auf der anderen Seite um die Ausgaben küm-
mert. Ich habe das nur beispielhaft herausgegriffen,
weil ich nicht alles wiederholen möchte, was bereits
in der Regierungserklärung gesagt worden ist. Das
ist durch das Zitat vom Kollegen Lafontaine eben
deutlich geworden.

Es ist aber im Übrigen auch durch andere Kollegen
aus den Reihen der Linksfraktion im saarländischen
Landtag bereits gesagt worden. Barbara Spaniol hat
zum Beispiel im Oktober 2015 für unseren Haus-
haltskurs quasi geworben; ich kann mich daran erin-
nern. Die Kollegin Spaniol hat ein Plakat hochgehal-
ten. Es war ein CDU-Wahlplakat. Darauf stand: Wir
wollen eine Zukunft ohne neue Schulden.

(Sprechen bei der LINKEN.)

Meine Damen und Herren, die Kollegin Spaniol war
allerdings der Meinung, dass das nur gelingen kann,
wenn man einen entsprechenden Kurswechsel voll-
zieht. Aber ich muss Sie und Herrn Kollegen Lafon-
taine leider eines Besseren belehren. Hätten wir die-
sen Kurswechsel gemacht, den Frau Spaniol damals
eingefordert hat und den Sie jetzt in Wiederholung
dessen, was Sie hier schon einmal gesagt haben,
vorgeschlagen haben, dann hätten wir doch bei den
Verhandlungen über die Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen im wahrsten Sinne des Wortes alt ausgese-
hen, denn nur durch unser konsequentes Haushal-
ten war es doch möglich, dass wir diesen Kompro-
miss erreicht haben. In der letzten Woche ist er qua-
si unter Dach und Fach gebracht worden. Nur durch
konsequentes Haushalten und durch Einsparungen,
die wir vielen zugemutet haben, war es möglich,
dass wir jetzt neue Spielräume für die Zukunft ha-
ben.

Herr Kollege Lafontaine, es sind 500 Millionen zu-
sätzlich. Wir haben jetzt Konsolidierungshilfen. In
dem Moment, in dem wir keine Netto-Neuverschul-
dung mehr haben, in dem wir sie auf null zurückge-
fahren haben, sind diese Strukturhilfen nicht mehr
da. Von daher stehen uns 500 Millionen Euro zu-
sätzlich zur Verfügung. Dass uns das gelungen ist,
ist Erfolg der gemeinsamen Politik der Großen Koali-
tion hier im Haus. Es ist auch ein Erfolg der CDU-
Landtagsfraktion, die sich schon vor Jahren hinge-
setzt und gesagt hat, wir müssen darauf hinarbeiten,
dass wir neue Spielräume kriegen. Die haben wir
nur durch diese Politik erreicht, meine Damen und
Herren!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ohne dass viele im Land dabei mitgegangen sind,
wäre das aber auch nicht zu erreichen gewesen.
Trotz und vielleicht gerade wegen dieser Anstren-
gungen war es umso wichtiger, in dieser Zeit
Schlüsselinvestitionen zu tätigen, damit die Wachs-

tumskräfte, die wir in unserem Land haben - auch
wenn Sie gegenteilige Studien zitieren -, auch tat-
sächlich herrschen.

Was die Wirtschaftsentwicklung in Industrie und
Handwerk anbelangt - ich habe es bereits angespro-
chen -, so startet das Saar-Handwerk durch; es be-
findet sich im Allzeithoch. Die gesamte Saar-Kon-
junktur ist im Aufwind. Wenn man die Unternehmen
fragt, stellt man fest, dass die Geschäftslage durch-
weg positiv bewertet wird und dass man auch für die
kommenden Monate zuversichtlich ist. Das ist das,
was für mich noch bedeutsamer ist als das, was
Landesbanken aus Hessen ermitteln.

Die Arbeitslosenzahl ist im April erneut deutlich ge-
sunken. Die Arbeitslosenquote liegt im Moment bei
6,8 Prozent. Im Vergleich zum Vorjahr ist die Ar-
beitslosigkeit ebenfalls gesunken. Es ist bereits der
achte Rückgang der Arbeitslosigkeit in Folge. Diese
Prognosen dürfen einen aber auch veranlassen,
sich darüber zu freuen. Im Jahresdurchschnitt wer-
den rund 382.500 sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsplätze erwartet, so viele wie noch nie in diesem
Land, meine Damen und Herren! Die Konjunktur
blüht. Sie beflügelt den Arbeitsmarkt, was sich wie-
derum auf die Steuereinnahmen - die dritte Wachs-
tumskraft, Sie haben es gesagt - auswirkt.

Die jüngste Steuerschätzung zeigt ein stabiles
Wachstum der Steuereinnahmen. Sie übertrifft die
bisher erwarteten Einnahmen deutlich. Für 2017 ha-
ben wir ein Mehrergebnis von 119 Millionen gegen-
über dem laufenden Haushalt. Man muss in aller
Ehrlichkeit sagen: Auch für die wirklich steinigen
Jahre 2017 und 2018 lässt die Steuerschätzung, die
vom Finanzminister vorgestellt wurde, hoffen und
Mehrergebnisse erwarten, die bei rund 30 Millionen
Euro pro Jahr liegen.

Ausschlaggebend für dieses Schätzergebnis ist
letztendlich die wirtschaftliche Stärke dieses Landes.
Wir verzeichnen hier stetige Steigerungen. Das ist
die Ernte von wichtigen Reformen, die in diesem
Land durchgeführt worden sind. Deswegen kann
das aus meiner Sicht auch nicht verwundern. Es ist
aber auch Ernte einer erfolgreichen Politik für den
Standort Saarland. Herr Kollege Lafontaine, da hat
sich im Vergleich zu den Neunzigerjahren wirklich
einiges geändert. Wenn man heute in Deutschland
Umfragen macht, wo in der Republik etwas los ist,
dann hatte man früher im Saarland nur an rote La-
terne gedacht. Heute ist es so, dass alle sagen, das
Saarland ist vorne, im Saarland will ich mich nieder-
lassen, im Saarland will ich gründen, ins Saarland
will ich gehen, weil hier inzwischen etwas passiert,
Herr Kollege Lafontaine.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Spre-
chen bei der LINKEN.)
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Wir haben deshalb starke Schwerpunkte in der Wirt-
schaftspolitik gesetzt. Herr Kollege Lafontaine, ich
war gerade in Bayern. Ich kann Ihnen sagen, noch
nie war das Saarland so im Fokus des bayerischen
Staates wie das im Moment der Fall ist, dies mit
großem Respekt vor der Wirtschaftskraft in unserem
Land und vor der industriellen Entwicklung dank vie-
ler hoch qualifizierter Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer.

Meine Damen und Herren, wenn wir über die wirt-
schaftlichen Erfolge reden, dann muss man gerade
im Hinblick auf das Saarland als Industriestandort,
als Autoland und als Stahlland sagen, das alles ist
nur möglich, weil wir hier Beschäftigte haben, die
sich den Herausforderungen stellen. Wenn wir das
erreichen wollen, was die Ministerpräsidentin gesagt
hat, dass das Auto der Zukunft genauso wie jetzt der
Ford Focus im Saarland gebaut wird, und wenn wir
erreichen wollen, dass E-Mobilität und Digitalisie-
rung in der Industrie Erfolge verzeichnen, dann müs-
sen wir die Beschäftigten in der Industrie mitneh-
men. Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag zu
Recht darauf hingewiesen, dass die Arbeitswelt 4.0
letztendlich auch eine Sozialpartnerschaft 4.0 mit
sich bringt. Nur mit einer Mitbestimmung, die auf die
Digitalisierung ausgerichtet ist, kann es gelingen,
dass wir diese Erfolge fortführen können, damit das
Saarland bei allen Trends der Zukunft ganz vorne
mitfährt. So wird auch die wirtschaftliche Entwick-
lung fortgeführt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir brauchen diese Ideen von außen. Wir brauchen
kluge Köpfe, die sich in unserem Land selbstständig
machen und gründen. Darauf haben wir im Koaliti-
onsvertrag Schwerpunkte gelegt. Damit die Ideen in
das Saarland kommen, müssen die Köpfe ins Saar-
land kommen. Damit die Köpfe in das Saarland
kommen können, muss das Saarland gut angebun-
den sein. Ich weiß, dass wir da im Moment Defizite
haben. Es ist schön, dass man in eindreiviertel Stun-
den von Paris nach Saarbrücken kommen kann.
Aber es ist schwierig, dass man sich im Moment am
Flughafen in Berlin die Beine in den Bauch steht,
wenn man hierher kommen will. Deshalb ist es gut,
dass die Wirtschaftsministerin Gespräche geführt
hat, damit das besser wird.

Wir brauchen eine klare und verlässliche Anbindung
für unser Land. Wir brauchen auch Verbindungen zu
zentralen Luftfahrtdrehkreuzen. Nur wenn unser
Land gut angebunden ist, schaffen wir es, dass die
Innovationen, die wir in unserem Land dringend
brauchen, ermöglicht werden.

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir haben im
Saarland bewiesen, dass wir in der Lage sind, unser
Land nach vorne zu bringen. Die Große Koalition hat
unbeirrt von der Tatsache, dass hin und wieder von

Ihnen gefordert worden ist, die Einnahmeseite kön-
ne letztendlich nur mit einer Steuererhöhung - Stich-
worte Reichensteuer und Vermögenssteuer - ver-
bessert werden, und dass es von Parteien, die nicht
mehr im Parlament vertreten sind, ein dauerhaftes
Lamento gegeben hat, ganz klar darauf gesetzt,
dass dieses Land Zukunftsfragen in die Hand nimmt.

Wir haben die Digitalisierung vorangebracht. Wir ha-
ben in der Bildungspolitik die Grundsteine gelegt.
Wir haben in vielen Politikfeldern die Grundsteine
dafür gelegt, dass wir ab dem Jahr 2020, wenn wir
500 Millionen mehr zur Verfügung haben, durchstar-
ten können. Wir ruhen uns bis dorthin nicht aus. Wir
setzen jetzt klare Schwerpunkte in den Jahren 2017,
2018 und 2019. Wir wissen, dass wir in der Bevölke-
rung einen großen Rückhalt für diese Politik haben.
Wir werden dieses Vertrauen nicht verspielen. Wir
werden den Erwartungen, die in uns gesetzt worden
sind, weiterhin verantwortungsvoll gerecht werden.
Mit dieser Ministerpräsidentin und mit dieser Koaliti-
on kommt das Saarland voran. In diesem Sinne
freue ich mich auf die nächsten fünf Jahre in diesem
Parlament. - Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall von den Regierungsfraktio-
nen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die AfD-Fraktion Herr Fraktionsvor-
sitzender Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Herr Präsident! Frau Ministerpräsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Lafontaine hat von
Stresssituationen gesprochen, meine besteht darin,
dass ich ausgezeichnete Redner vor mir hatte und
meine Redezeit auf acht Minuten begrenzt ist. Ich
will mein Bestes geben.

Die Regierung ist fünf Jahre im Amt und macht mit
der gleichen Besetzung weiter. Eine Regierung geht
nahtlos in die andere über. Dieselben Leute, diesel-
ben Themen, dieselben Arbeitsmethoden. Entspre-
chend wenige Überraschungen hat die Regierungs-
erklärung der Ministerpräsidentin gebracht. Zusam-
menfassend kann man sagen: Weiter so! Aber in
welche Richtung, aufwärts oder abwärts? Mein Vor-
redner Oskar Lafontaine von der LINKEN hat mir
Wesentliches, Gott sei Dank, vorweggenommen,
das brauche ich nicht noch einmal zu wiederholen.
Ich werde allerdings am Schluss schon noch etwas
über die Schulden sagen.

Die von der Ministerpräsidentin angekündigten Maß-
nahmen sind nicht geeignet, die Zukunft unseres
Landes zu sichern. Wir haben einen gewaltigen In-
vestitionsstau: baufällige Brücken, schlechte Stra-
ßen. Ich erspare Ihnen eine weitere Aufzählung. Bei
den Investitionen ist das Saarland Schlusslicht unter
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den 16 Bundesländern. Die neuesten Nachrichten
vom Ludwigsparkstadion werden langsam zur Lach-
nummer. Das erste Spiel im neuen Stadion gibt es
im Jahre 2020, aber Ende 2020, und das ist nur ein
Versprechen. Da hilft auch das von der Regierung
angekündigte Jahrzehnt der Investitionen wenig, zu-
mal man damit erst in mehreren Jahren beginnen
will. Wie soll ich mir das vorstellen? Wir beginnen in
zwei Jahren, investieren zehn Jahre und hören dann
wieder auf? Einem toten Patienten braucht der Arzt
keine Vitaminspritze mehr zu geben. Was wir brau-
chen, sind ab sofort ständige, außerordentliche und
erhebliche Investitionen, mit aller Macht und in allen
Bereichen und immer, immer, immer. Ein neuer
Strukturwandel ist abzusehen, wir müssen jetzt han-
deln.

Die Förderung der Hochschulen muss Vorrang ha-
ben, die Zukunft des Landes hängt auch davon ab,
ob es ein anerkannter Standort von Wissenschaft
und Forschung ist. Das Saarland muss eine Bil-
dungshochburg sein. Die beste Schule ist für unsere
Kinder gerade gut genug.

Wir brauchen neue Verkehrswege, die Saarbahn
muss ausgebaut werden, Radwege müssen gewar-
tet und neu geschaffen werden. Wir brauchen einen
gut funktionierenden und preisgünstigen ÖPNV. Die
Bahnverbindung Paris-Saarbrücken-Frankfurt, es ist
schon angesprochen worden, muss gefördert wer-
den. Wir brauchen zuverlässige Flugverbindungen
und einen gut funktionierenden Saarpfalz-Flughafen
Saarbrücken-Zweibrücken. Meiner Ansicht nach
wird viel zu wenig darüber nachgedacht, ob da et-
was möglich wäre.

Überhaupt, warum müssen wir immer zufrieden
sein, wenn wir Durchschnitt sind? Wer im Fußball
einen mittleren Tabellenplatz anstrebt, steigt in der
Regel ab. Wer das Mittelmaß anstrebt, der erreicht
den Niedergang. Warum sollten wir nicht den Mut
haben - von Mut wurde eben auch gesprochen und
ich denke, es ist sehr wichtig, Mut zu haben -, groß
zu denken? Wie soll unser Saarland aussehen,
wenn unsere Kinder so alt wie wir jetzt sind - also
Mia und Luca, so viel Zeit habe ich nicht, das hier
auszumalen -, soll es ein mittelmäßiges, zurückge-
bliebenes Saarland sein, auf das man mitleidig lä-
chelnd herabblickt? Nein. Für unsere Kinder wollen
wir ein Saarland, das in allem Spitze ist und das
man bewundert und auf das unsere Kinder stolz sein
können. Ein Saarland als Bildungszentrum mit ei-
nem vorbildlichen Gesundheitssystem, eine Hoch-
burg in allen Sportarten mit den entsprechenden Lei-
stungszentren. Ein Saarland als Kulturzentrum, ein
Saarland als Erholungs- und Freizeitparadies. Ein
Zentrum für Kongresse, Tagungen und Messen. Wir
wollen ein gerechtes Saarland, in dem es keine Ar-
men gibt. Ein Saarland, das ein Magnet für leis-
tungsfähige und leistungswillige Menschen ist, ein

Land, das sich junge und aufstrebende Familien als
neue Heimat auswählen.

Kann die Regierung so ein Saarland schaffen? Wo
sind das Wissen und Können im Land: im Bildungs-
ministerium oder in den Schulen und Hochschulen?
Wo sind das Wissen und Können: im Wirtschafts-
ministerium oder in den Unternehmen und Betrie-
ben? Wo sind das Wissen und Können: im Gesund-
heitsministerium oder in den Krankenhäusern und
Arztpraxen?

Die Regierung kann nicht unternehmen, sie muss es
auch nicht können. Die Aufgabe der Regierung ist
es, Freiräume für die Tätigen zu schaffen, zu unter-
stützen, wo Hilfe nötig ist. Die Regierung muss weg-
kommen vom Gehabe des vergangenen Obrigkeits-
staates, der für seine Untertanen gedacht und ge-
handelt hat. Wie bei der geplanten Gebietsreform -
die Regierung weiß schon, was richtig ist -, die Ge-
bietskörperschaften können das jetzt eine Zeit lang
in die Tat umsetzen, wenn sie das nicht machen,
wird es eben mit Zwang eingeführt.

Es wird immer vom demografischen Wandel gespro-
chen und wie wir uns auf ihn einstellen sollen. In
Wirklichkeit handelt es sich um eine demografische
Katastrophe. Um es einmal ganz einfach zu sagen:
In unserem Land kommen nicht genug Kinder zur
Welt, um den Fortbestand der Saarländer zu si-
chern. Anstatt sich nur mit den Folgen dieser Kata-
strophe zu befassen, sollte man darüber nachden-
ken, warum zu wenig Kinder geboren werden und
was wir machen können und müssen, um das zu än-
dern. Das ist weitsichtige Politik. Es muss sofort
nicht etwas, sondern viel getan werden.

Jetzt komme ich noch zu den Schulden. 14 Milliar-
den Euro Schulden sind ein ungeheurer Schulden-
berg; bei den Zinssätzen, die wir im Augenblick ha-
ben, vielleicht nicht so merkbar. Der Bund muss sei-
ner Verpflichtung gerecht werden und das Land aus-
reichend mit Geld ausstatten. Sofort muss ein Schul-
denschnitt von mindestens 5 Milliarden her. In die-
sem Zusammenhang muss auch einmal gefragt wer-
den, wo die Bundesbehörden im Bundesgebiet sind.
Wie viele haben wir? Da wäre zum Beispiel auch ein
Bundesbehördenausgleich zu verlangen.

Ich sehe, ich bin mit der Redezeit am Ende, deshalb
muss ich es ganz kurz machen. Ich denke, wir per-
sönlich müssen auch einen Beitrag zum Sparen leis-
ten, und ein Beitrag wäre, unnötige Verwaltungs-
strukturen abzubauen. Ich persönlich bin der Mei-
nung, dass wir zum Beispiel die Kreisebene in unse-
rem Lande nicht bräuchten und deshalb da schon ei-
niges einsparen könnten. Es ist schon viel darüber
geredet worden, es wird auch noch viel darüber dis-
kutiert werden und dann können wir unsere Ideen
einbringen.
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Insgesamt möchte ich auch noch einmal sagen,
dass wir zu einer konstruktiven Opposition bereit
sind und die Regierung in ihren Unternehmungen
gerne verfolgen werden. Ich hoffe, dass zumindest
die Hälfte von dem, was sie sich vorgenommen hat,
auch wirklich nachher eintritt. Am liebsten wäre es
uns, es würde alles klappen. - Herzlichen Dank!

(Beifall von der AfD.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die SPD-Landtagsfraktion Herr
Fraktionsvorsitzender Stefan Pauluhn.

Abg. Pauluhn (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Damen und
Herren! Vor fünf Jahren bekam eine Große Koalition
in diesem Land zum ersten Mal den Wählerauftrag,
die Verantwortung für ein eigenständiges und zu-
kunftssicheres Land zu tragen, in unüblicher Weise,
nachdem beide Koalitionäre damals bereits im Vor-
feld dieser Wahl erklärten, es käme für sie keine an-
dere Option der Regierungsbildung in Betracht. Fünf
Jahre lang hat sie unter dem Leitspruch „Chancen
nutzen, Zusammenhalt bewahren, Eigenständigkeit
sichern, gemeinsam Verantwortung tragen für unser
Saarland“ gehandelt und die im Koalitionsvertrag
festgeschriebenen Punkte umgesetzt, und dies unter
den schwierigen Bedingungen der Schuldenbremse,
ohne dass unser Land gestern zu leiden hatte, ohne
dass es heute zu leiden hat und ohne dass erst
recht zukünftige Generationen darunter zu leiden
haben. Diese fünf Jahre haben diesem Land gut ge-
tan.

Einige Mitglieder und Entscheidungsträger, auch
meiner Partei, hatten damals Bedenken. Sie hatten
Bedenken nach dem Motto: Der kleinere Partner ei-
ner Großen Koalition geht am Ende einer Legislatur-
periode immer und automatisch gerupft wie ein
Huhn und geschrumpft vom Platz. Dass dies mit
Blick auf meine Fraktion nicht eingetreten ist, mag
auch etwas mit Stimmungen rund um den Wahltag
zu tun haben. Vielleicht wäre meine Partei, die SPD,
am 26. März dieses Jahres von einer höheren Wähl-
ergunst erreichbar gewesen, wenn in der Breite der
Bevölkerung des Landes der wahrnehmbare
Wunsch nach einer Fortführung dieser Koalition
nicht in dieser Stärke ausgeprägt gewesen wäre.

Ich weiß, dass diese Analyse auch ein Stück Speku-
lation ist, aber ich bin der festen Überzeugung, dass
dieser Wunsch der Saarländerinnen und Saarländer
entscheidend mit dem zu tun hatte, was in den fünf
Jahren zuvor hier passiert ist und wie die Arbeit die-
ser Regierung bewertet wurde. Dass der Blick der
Saarländerinnen und Saarländer zumindest in der
übergroßen Mehrheit so war, wie er war, lag auch
daran, dass noch nicht vergessen war, wie sich Re-

gierungshandeln im Saarland vor der Zeit der
Großen Koalition zwischen 2009 und 2012 darstell-
te. Die Erinnerung war noch da.

Wenn im Allgemeinen Große Koalitionen auch die
Stärkung politischer Randgruppierungen oder klei-
nerer Parteien mit Partikularinteressen hervorrufen,
war das im Saarland nun anders. SPD und CDU
prägten sich als Stabilitätsanker für dieses Land in
den Köpfen der Menschen ein, insbesondere nach
den Jamaika-Jahren. Dabei gerieten die übrigen
Kräfte der Politik an der Saar eher und maßgeblich
in die Rolle von Protestbewegungen: Unmut äußern,
es den Großen zeigen, auch mal eins auswischen.
Heute gang und gäbe. Aber den Anspruch auf Zu-
kunftsfähigkeit, auf Gestaltungskraft und Stabilität,
das traute man vor allem dieser Regierung zu.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich denke, das muss auch unser Anspruch für die
kommenden fünf Jahre sein. Ich will dabei den Blick
auf Akteure, auch außerhalb der Regierung, und Re-
gierungshandeln nicht verschließen. Den schwieri-
gen Weg der Konsolidierung auch mit Blick auf den
Personalbestand des Landes verantwortungsvoll zu
gehen, wäre ohne das Mitwirken und den Diskussi-
onsprozess der Gewerkschaften nicht möglich ge-
wesen. Höchstwahrscheinlich hätte dieser Weg nie
so erfolgreich beschritten werden können ohne
einen unserer Kollegen, Eugen Roth, in seiner be-
sonderen Verantwortung für dieses Land insgesamt
auf der einen Seite und seine Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer im Besonderen auf der anderen
Seite.

Wahrscheinlich würde dieses Land heute auch weit
weniger günstig dastehen, hätte es nicht geradezu
eine Neubesinnung auf seinen Kern, auf alte Werte,
die saarländische Industrie, gegeben. Nach Jahren
des Industrie-Bashings, insbesondere der soge-
nannten Old Economy, hatte die wirtschaftspoliti-
sche Neujustierung unter Anke Rehlinger mit Beginn
vor fünf Jahren die heutige Situation der Zukunftsfä-
higkeit ermöglicht, und zwar mit einer Fokussierung
auf dem, was das Saarland ausmacht: Arbeitsplätze
in der Industrie, zweifelsfrei auch im Handwerk und
im Mittelstand, mit Produkten vom Focus bis hin zu
Teilen für die Ariane. Akteure innerhalb und außer-
halb der Regierung haben diesen Weg beeinflusst
und somit die Basis für die heutige Ausgangslage,
die keine schlechte ist, gelegt, meine sehr geehrten
Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das Saarland ist ein attraktives Land. Ich hoffe, zu-
mindest darin sind sich alle hier in diesem Hause ei-
nig. Es ist ein Land, in dem die Menschen gerne le-
ben. Gerade weil wir das kleinste Bundesland sind,
das dazu noch im Zentrum Europas mit verschiede-
nen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Identitä-
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ten liegt, müssen wir auch in Zukunft verantwor-
tungsvoll handeln, dabei nicht nur kurzfristige Ent-
scheidungen, sondern auch mittel- und langfristige
Konsequenzen in den Blick nehmen. In unserem
Bundesland ist die Heimatverbundenheit, die Identi-
fizierung mit der Heimat ausgesprochen hoch. Die
Bürgerinnen und Bürger erwarten von uns, dass die-
se Heimat erhalten bleibt, dass das Saarland eigen-
ständig bleibt. Vor allem erwarten die Menschen, die
hier leben, eine langfristige Perspektive, sei es in
Sachen Bildungschancen, im Erwerbsleben, im Eh-
renamt oder im Vereinsleben, in der Jugend oder im
Alter. In der Gesellschaft, wie wir sie uns vorstellen,
muss jede, muss jeder die gleichen Chancen auf
Teilhabe und Mitbestimmung haben. Auch das muss
unser Anspruch bleiben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Aus diesem Grund ist die SPD in die Regierungsver-
antwortung gegangen. Aus diesem Grund gibt es
wieder die Große Koalition in diesem Land. Wir wol-
len und werden unseren Beitrag dazu leisten, dass
Probleme in unserem Land gelöst werden, dass das
Saarland zukunftssicherer wird und seine Eigenstän-
digkeit erhalten bleibt. Den Koalitionsvertrag für die
nächsten fünf Jahre haben wir unter den Leitspruch
gestellt: „Für die Zukunft unseres Landes. Solide
wirtschaften - mutig gestalten - mehr investieren.“
Wir zeigen damit, dass wir unsere politische Linie
des Sanierens bei gleichzeitigem Investieren und
Gestalten fortsetzen werden, damit die Menschen im
Saarland auch weiterhin ein gutes Leben haben. Wir
wollen, dass das Land vorankommt, dass die Ver-
sprechen, die wir vor der Wahl gegeben haben,
auch umgesetzt werden. Wir wollen aber auch, dass
die Schulden, die unser Land bedrücken, endlich ab-
gebaut werden. Dazu müssen Lösungen gefunden
werden, damit die Schulden auch wirklich abgebaut
werden können. Ich finde, der Weg zur Haushalts-
konsolidierung, zu zeigen, wozu dieses kleine Land
fähig ist, war der Grundstein für weitere Verhandlun-
gen um die Zukunft dieses Landes mit Blick auf die
Schulden.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Da liegt zugegebenermaßen noch ein hartes Stück
Arbeit vor uns. Wir müssen uns daranmachen. Wir
besprechen nicht alles, was wünschenswert ist, son-
dern nur das, was sinnvoll und machbar ist. Ich füge
hinzu: Wir wollen von dem, was wir versprechen,
auch alles umsetzen. Der Koalitionsvertrag trägt da-
her auch in Kernen sozialdemokratische wie christ-
demokratische Handschrift. Er ist ein Kompromiss.

Bereits in der letzten Legislaturperiode ist es der
Landesregierung gelungen, die Nettokreditaufnahme
im Zeitraum 2012 bis 2017 um 78 Prozent zu redu-
zieren. In der neuen Legislaturperiode nutzen wir die
Neuregelung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen

und starten ein Jahrzehnt der Investitionen; darauf
wurde bereits hingewiesen. Wir investieren vor allem
in Bildung, Infrastruktur und Verkehr. Aber an aller-
erster Stelle investieren wir bei allen diesen Themen
doch in eines: in die Köpfe der Menschen, in die
Köpfe der Saarländerinnen und Saarländer. Und das
ist Zukunftsinvestition im wahrsten Sinne des Wor-
tes.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen Arbeit
schaffen. Das Saarland ist geprägt von seiner Indus-
trie. Die Industrieunternehmen in unserem Land sind
der Motor unserer Wirtschaft und weltweit bekannt
für die hohe Qualität ihrer Produkte. Damit das im in-
ternationalen Vergleich auch so bleiben kann, set-
zen wir uns für die Arbeitsplätze in den Industrieun-
ternehmen ein, und das gerade vor dem Hintergrund
der Entwicklungen in der Stahlbranche.

SPD und CDU konnten sich darauf einigen, dass der
Stellenabbau auch im öffentlichen Dienst nun verrin-
gert werden kann und bei der Polizei gar gestoppt
wird. Der saarländische Mindestlohn findet schon
lange Anwendung. Seit 2013 haben wir im Saarland
eines der wirksamsten Tariftreuegesetze, mit dem
wir Lohndrückerei und Wettbewerbsverzerrungen
den Kampf angesagt haben. Ganz wichtig: Dabei
werden durch dieses Gesetz die Guten belohnt und
die Bösen bestraft. Unternehmen, die von der Ver-
gabe ausgeschlossen wurden, werden in einem Re-
gister geführt. Das erleichtert es, dass bei der Ver-
gabe von öffentlichen Aufträgen die gesetzestreuen
Unternehmen erst den Zuschlag bekommen. Wir
ziehen Schranken für den ungebremsten Wettbe-
werbskannibalismus ein, der immer und zu allererst
zu Lasten der Beschäftigten geht. Das war vor fünf
Jahren ein Anspruch dieser Koalition und das bleibt
er auch in dieser Legislatur.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Zu ASaar ist schon einiges gesagt worden. Ich will
noch einmal einen Punkt nennen. 15 Millionen neu
in das Programm zu geben ist mit Blick auf die ge-
ringen Haushaltsspielräume, die dieses Land nach
wie vor hat, ein riesiges Pfund. Dass das noch ein-
mal zustande gekommen ist, ist auch den Verhand-
lungen der beiden Koalitionäre zu verdanken. Es
kommt Langzeitarbeitslosen zugute, die dann wieder
eine Perspektive auf Beschäftigung haben, eine Per-
spektive auf selbstbestimmtes Leben, eine Perspek-
tive, in diesem Land Zukunft zu gestalten.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Der Begriff Gute Arbeit kreuzt im Alltag häufig unse-
ren Weg und er findet sich auch im Papier des Koali-
tionsvertrages. Das bedeutet aber nicht, dass wir
damit bereits unser Ziel erreicht hätten. Gute Arbeit
ist viel mehr als nur eine Floskel, sie ist für die SPD

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 3. Sitzung am 24. Mai 2017

(Abg. Pauluhn (SPD))

37



ein Leitbild in unserer Arbeitswelt. Menschliche Ar-
beitsbedingungen in unserer schnelllebigen Welt,
Jobs, die nicht zur Belastung werden, und ein guter
Ausgleich zwischen Freizeit und Beruf, das ist es,
was uns dabei auch am Herzen liegt. Im Koalitions-
vertrag haben wir daher den Blick auf Arbeit in einer
zentralen Säule der Gesellschaft festgeschrieben, in
der Pflege. Dieser Berufszweig hat einen unschätz-
baren Wert für unsere Gesellschaft. Alleine schon
darum dürfen die Beschäftigten bei der Betrachtung
von Guter Arbeit nicht im Regen stehen bleiben. Wir
müssen gemeinsam diesen Wert der Arbeit in der
Pflege, in einem Bereich höchst sensibler und belas-
tender Arbeit mit Menschen für Menschen wieder er-
lernbar und gerade für die Beschäftigten wieder er-
fahrbar, wieder spürbar machen. Ich halte das für ei-
ne zentrale Aufgabe von Politik, auch der im Saar-
land.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Aber auch in anderen Bereichen sollen neue Per-
spektiven neue Horizonte öffnen. Gerade um die
Gleichwertigkeit von akademischer und beruflicher
Ausbildung zu stärken, wollen wir neue Anreize
schaffen. Das tun wir mit dem Meisterbonus. Auch
dies ist etwas Neues im Land, das einen Impuls gibt
für Menschen, die aus dem Handwerk kommen und
sich weiterbilden wollen, aber auch einen Impuls für
das Handwerk insgesamt, ein, wie ich finde, heraus-
ragender Punkt in diesem Koalitionsvertrag.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

„Wir schaffen Sicherheit“ - in diesen Tagen ein im-
mer wieder zitierter Satz. Deshalb muss sich Politik
auch über die Grenzen dieses Landes hinaus, in
Deutschland, in Europa insgesamt, permanent Ge-
danken machen, wie wir unseren Sicherheitsapparat
- die Behörden, die Polizei - weiterentwickeln, ohne
dabei das Gleichgewicht von persönlicher Ein-
schränkung für das Individuum und den Sicherheits-
aspekt für unsere Gesellschaft ganz aus dem Auge
zu verlieren.

Aber ich glaube, in einem Punkt ist dieses Haus sich
einig: Der Personalabbau bei der Polizei muss ge-
stoppt werden. Das können wir nun tun mit dem
Haushalt 2018, wenn auch erst mit Wirksamkeit im
Jahre 2021, weil junge Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamte drei Jahre ausgebildet werden müssen;
man kann nicht wie in anderen Bereichen auf dem
Markt draußen einkaufen. Aber mit der Entschei-
dung heute, im nächsten Haushalt so viele einzu-
stellen, wie dann 2021 in den Ruhestand gehen wer-
den oder vielleicht auch das Instrument der Eltern-
teilzeit verstärkt nutzen werden - wodurch sich die
Situation verschärfen wird, weil sie halt nicht da
sind -, geben wir das Signal: Schluss mit dem Per-
sonalabbau bei der Polizei. Wir stehen zur Polizei-
präsenz in der Fläche. Wir wollen in jeder saarländi-

schen Kommune einen Polizeistandort erhalten. -
Und dies, meine sehr geehrten Damen und Herren,
mit echten Polizistinnen und Polizisten, mit echter
Polizei.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir schaffen Bildungschancen. Der Weg in die Bei-
tragsfreiheit bei Krippen und Kitas ist geebnet, der
Anfang wird gemacht. Ein erster wichtiger Schritt zur
Schaffung gleicher Bildungschancen und besserer
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist der Einstieg
in die Beitragsfreiheit bei den Krippen und Kitas. Bis
zum Jahr 2021 werden wir dazu die Elternbeiträge
um rund 25 Prozent, also um ein Viertel, reduzieren.
Wir haben dann den Einstieg in die Beitragsfreiheit
geschafft. Das war das Versprechen. Wir hoffen nun
auch auf die Bundespolitik, dass in absehbarer Zeit,
nach der Bundestagswahl, noch ein weiterer Schritt
hinzukommen kann. Der wird dann nicht mit dem
saarländischen Programm „verrechnet“, sondern der
käme dazu. Wir stehen zu unserem Verbrechen - -
Entschuldigung, zu unserem Versprechen.

(Sprechen und vereinzelt Heiterkeit.)

Der Anfang ist gemacht, Eltern werden zukünftig von
hohen Elternbeiträgen für Kitas und Krippen spürbar
entlastet.

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Zurufe und
Heiterkeit.)

Ja, das war ein Freudscher Versprecher. - Es wird
auch in Zukunft die Förderung des Ausbaus der
Krippen- und Kitaplätze geben. Wir haben in der
letzten Legislatur schon vieles erreicht, in vier Jah-
ren schon tausend zusätzliche Plätze. Das war eine
enorme Kraftanstrengung, aber damit darf nicht
Schluss sein. Es gibt weitere Anforderungen, auch
weil mehr Kinder da sind, Gott sei Dank, aber nicht
nur deshalb. Eine gute Betreuungslandschaft macht
unser Bundesland für junge Familien attraktiver.
Qualitativ hochwertige Betreuungsangebote sind
hierfür Voraussetzung. Wir schaffen sie weiter, denn
sie bedeuten Sicherheit für junge Familien und sie
sind ein wichtiger Beitrag zur Chancengleichheit für
Kinder. Ich glaube, in diesen Bereich kann man nicht
genug investieren.

Meine Damen und Herren, unsere Schullandschaft
bleibt klar gegliedert. Wir stehen zum zweigliedrigen
Schulsystem. Es steht auch im Koalitionsvertrag,
dass wir uns die Rahmenbedingungen von G8 noch
einmal genau ansehen und sie noch einmal genau
untersuchen werden, weil bei einer übergroßen Zahl
von Eltern sowie Schülerinnen und Schülern die
Webfehler bei der Einführung von G8 immer noch
nicht überwunden sind. Das ist nach wie vor ein
Thema. Deshalb wollen wir uns dem auch stellen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, wir haben in den letzten fünf
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Jahren schon viel umgesetzt, wir haben aber noch
viel mehr vor, damit unser Land zukunftsfähig und
eigenständig bleibt. Genau wie in einem kleinen
Ökosystem breiten sich Veränderungen auch in ei-
nem kleinen Bundesland besonders intensiv aus.
Wir wollen schmerzhafte Brüche vermeiden. Wir
müssen unser Bundesland durch das Vorantreiben
im investiven Bereich gerade bei der Bildung und
der Infrastruktur ständig fit machen für die Zukunft.
Mit unserer besonderen Lage in Europa können wir
eine Vorreiterrolle bei der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit einnehmen. Das ist eine Chance,
die nicht viele haben und die wir nicht aus dem Auge
lassen dürfen. Wir haben auch wegen der Offenheit
unserer Gesellschaft gute Voraussetzungen dafür,
wir müssen es nur anpacken. Die Saarländerinnen
und Saarländer haben eine wirkliche Perspektive auf
Europa. Den Blick auf ein geeintes Europa, diese
Chance müssen wir hier nutzen.

Der Koalitionsvertrag ist eine solide Basis, auf der
wir die Zukunft unseres Bundeslandes aufbauen. Er
ist kein Selbstzweck, sondern Auftrag und Zielbe-
schreibung. Mit ihm haben wir nun für die nächsten
fünf Jahre Zeichen und Ziele gesetzt. Wir wollen die-
se Ziele weiter mutig angehen und wir wollen das
Land weiter gestalten. Das ist der Auftrag der Regie-
rung und der sie tragenden Koalitionsfraktionen.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Saar-
länderinnen und Saarländer leben gerne in diesem
Bundesland und unser Gestaltungsspielraum trägt
dazu bei, dass das auch in Zukunft so bleibt. In die-
sem Sinne: Glück auf und herzlichen Dank!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Und Siri noch einmal Danke für den Hinweis auf die
abgelaufene Zeit.

Präsident Meiser:
Der Präsident entscheidet unabhängig von System-
en. - Das Wort hat für die Landesregierung Frau
Ministerin Anke Rehlinger.

Ministerin Rehlinger:
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Liebe Saarländerinnen und Saarländer!
Lassen Sie mich zunächst einmal den Versuch un-
ternehmen, noch einmal einzuordnen, was uns in
den nächsten fünf Jahren erwartet. Was ist die Idee
neben vielen Einzelprojekten, die Eingang in den
Koalitionsvertrag gefunden haben und die für die je-
weils Betroffenen von großer Bedeutung sind? Dazu
müssen wir noch einmal den Blick dafür schärfen,
was eigentlich in den letzten fünf Jahren unsere Auf-
gabenstellung war und was sich daraus für die vor
uns liegenden fünf Jahren ergibt.

Nach meiner Lesart war die Aufgabenstellung der
letzten fünf Jahre - mit Blick auf den erreichten Kom-

promiss -, dafür zu sorgen, dass man uns genau
diese Chance gibt, die wir brauchen, um in den kom-
menden fünf Jahren die Rahmenbedingungen für
die Menschen in diesem Land so auszugestalten,
dass alle, die hier leben wollen, auch sagen können:
Hier will ich gerne sein, das ist der Ort, der für mich
Heimat ist, hier will ich hin. Das ist die Aufgabe, die
wir in den nächsten fünf Jahren haben. Dafür haben
wir die letzten fünf Jahre gearbeitet und ich finde, wir
sollten diese Aufgabe annehmen. Sie ist noch nicht
erledigt, aber wir haben die Chance, sie vernünftig
zu erledigen. Das ist der Auftrag, den wir uns alle
miteinander geben sollten.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, wir leben heute in der
Zukunft von gestern - auch das als Brücke -, also
von dem, was in den letzten fünf Jahren gewesen
ist, und von dem, was in den nächsten fünf Jahren
sein wird. Wir haben diesem Koalitionsvertrag eine
Überschrift gegeben, die da lautet: Für die Zukunft
unseres Landes solide wirtschaften, mutig gestalten,
mehr investieren. Es ist eben angeklungen, dass
uns mutiges Gestalten anscheinend nicht von jedem
gleichermaßen zugetraut wird. Ich will an dieser
Stelle einmal feststellen: Einfach über etwas zu re-
den, was heute nicht da ist, was man sich aber viel-
leicht gewünscht hätte, ist nicht die größte Form von
Mut, sondern Mut bedeutet, das anzunehmen, was
man hat. Mut bedeutet, mit dem zu arbeiten, was
man vorgefunden hat, und mutig ist es, sich der
Realität zu stellen. Ich hätte auch genug Zeit gehabt,
ein weiteres Zitat dieses offensichtlich wichtigen
griechischen Philosophen hinzuzufügen, ich will
mich aber auf etwas anderes beschränken, auch
wenn es vielleicht nicht ganz so hochtrabend ist.
Peer Steinbrück hat einmal gesagt: Hätte, hätte,
Fahrradkette. Ich finde, meine Damen und Herren,
wir sollten uns nicht um „Hätte, hätte, Fahrradkette“
kümmern, sondern um das, was ist. Das ist unser
Auftrag, das ist die Aufgabe, die diese Landesregie-
rung mit den sie tragenden Fraktionen in den näch-
sten fünf Jahren erledigen wird.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich will auch betonen, dass es unser ausdrücklicher
Anspruch als Landesregierung ist, das für alle Saar-
länderinnen und Saarländer zu tun. Man könnte viel-
leicht der Versuchung erliegen - bei dieser großen
Zustimmung für die Große Koalition, die vor der
Wahl in Umfragen ja zum Ausdruck gebracht wor-
den ist -, einfach zu sagen: Es ist ja alles in Ord-
nung, zumindest für den ganz überwiegenden Teil
der Saarländerinnen und Saarländer, und um die
anderen kümmern wir uns auch noch irgendwie,
aber erst einmal kümmern wir uns um das, was in
Ordnung ist, und loben uns kräftig dafür und freuen
uns jeden Tag aufs Neue. - Ich glaube, damit wür-
den wir dem Wählerauftrag am wenigsten gerecht.
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Denn sicher geht es darum, das zu tun, was notwen-
dig ist, damit es allen, denen es heute gut geht,
auch in Zukunft gut gehen wird. Aber vornehme Auf-
gabe ist es natürlich auch, an die zu denken, denen
es heute nicht gut geht oder die Angst haben, dass
es ihnen morgen nicht mehr gut gehen könnte, und
entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen,
damit das entweder nicht eintritt oder sich ihre Situa-
tion zum Guten hin verbessert.

Es geht also darum, nicht nur da zu sein für diejeni-
gen, die uns schon gut fanden und die uns gewählt
haben. Ehrlich gesagt geht es vor allem darum,
auch für die da zu sein, die uns nicht gewählt haben.
Die sind nämlich offensichtlich mit etwas nicht zufrie-
den in ihrem Leben. Ich finde, da müssen wir Abhilfe
schaffen. Das geht natürlich am besten, indem wir in
erster Linie dafür sorgen, dass die gute wirtschaftli-
che Lage in Deutschland und im Saarland stabil
bleibt. Ich will mich nicht auf Nachkommastellen ein-
lassen, aber wir müssen schon feststellen, dass es
vielen auch in diesem Land sehr gut geht. Politik
kann aber immer nur zum Erfolg führen, wenn sie
mit dem notwendigen Maß an sozialer Gerechtigkeit
und sozialer Teilhabe einhergeht, und das nicht nur
für die meisten, sondern am besten für alle. Und da
sollten wir uns nicht nur von den guten Meldungen
zufriedenstellen lassen, die uns Mut machen und die
uns bestätigen in diesem Weg, sondern sie sollten
Ansporn sein für mehr. Wir sollten nicht nur die gu-
ten Geschichten in diesem Land erzählen. Ja, die
sollen wir auch erzählen, denn sonst erzählen wir
von einem Land, das ein Bild abgibt, in dem die mei-
sten gar nicht leben. Aber wir dürfen eben auch die
anderen Anteile nicht ausblenden.

Gerade in Zeiten, in denen völlig zu Recht noch ein-
mal darauf hingewiesen worden ist, dass wir eine -
für einige überraschenderweise lange - anhaltende
Phase der wirtschaftlichen Entwicklung haben, mit
entsprechend positiven Arbeitsmarkteffekten und ei-
ner sich verschärfenden Situation mit Blick auf Fach-
kräfte in diesem Land, ist es ein besonders eklatan-
tes Beispiel, dass wir es trotzdem mit einer Gruppe
von Menschen zu tun haben, die davon null Komma
null profitieren. Das ist die Gruppe der Langzeitar-
beitslosen.

Ich fange ganz bewusst einmal damit an, weil das
für mich eines der deutlichsten Beispiele dafür ist,
dass man sich nicht zu früh mit etwas zufrieden ge-
ben darf, sondern dass man sich auch weiterhin
kümmern muss. Das haben wir allerdings schon in
der letzten Legislaturperiode getan. Wir konnten da-
mals viele Entwicklungen noch gar nicht vorausse-
hen, die dann eingetroffen sind, aber wir konnten
ehrlich gesagt heilfroh sein, dass der letzte Koaliti-
onsvertrag an der Stelle genauso geschrieben war,
wie er geschrieben worden ist mit Blick auf das Pro-
gramm ASaar, den Wegfall der Bürgerarbeit. Ich will

mir gar nicht vorstellen, was es für dieses Land und
für viele Menschen in diesem Land bedeutet hätte,
wenn wir nicht kompensierend über ASaar und da-
mit über 15 Millionen Euro in den letzten fünf Jahren
hätten verfügen können. Das war eines der ganz
wichtigen und zentralen Projekte des letzten Koaliti-
onsvertrages. Jetzt könnte man bei dieser schnellle-
bigen Politik sagen, die Schlagzeile war aufge-
braucht und jetzt schauen wir mal, was wir sonst da-
mit machen. Nein, das war nicht das Ansinnen der
Koalitionäre, vielmehr hat man gesagt, es war wich-
tig - und es wird in Zukunft genauso wichtig sein -,
dass wir diese 15 Millionen Euro, die damals als
Riesenerfolg völlig zu Recht auch der Summe nach
gefeiert wurden, fortgeschrieben haben. Diese Mittel
sind nicht einfach unter den Tisch gefallen. Wir ha-
ben nicht gesagt: Okay, das bringt keine neue
Schlagzeile, machen wir lieber etwas anderes mit
dem Geld. Wir haben vielmehr festgehalten: Diese
Gruppe gibt es nach wie vor, das hat sich teilweise
sogar verfestigt.

Deshalb haben wir auch nicht nur entschieden, das
nur irgendwie fortzuschreiben. Damit würden wir ja
sagen, wir geben das einfach weiterhin aus - und
schaffen es trotzdem nicht, die Gruppe zu verklei-
nern. Das wäre nun wirklich ein falscher inhaltlicher
Anspruch. Wir haben vielmehr gesagt, dass wir eine
zusätzliche inhaltliche Komponente einbringen wol-
len, damit das künftig noch besser funktioniert. Wir
wollen nämlich mit dem Job-Coaching künftig noch
viel stärker darauf hinwirken, dass am Ende des Ta-
ges auch wirklich sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung aufgenommen werden kann.

Dabei blenden wir aber niemals aus, dass dies für
einige nicht die persönlich wirklich gute Lösung ist,
dass wir daneben vielmehr auch einen öffentlich ge-
förderten Beschäftigungssektor brauchen. Dafür
werden wir auch weiterhin kämpfen. Gerade auch
angesichts der anstehenden Bundestagswahl und
der sich daraus ergebenden Koalitionsverhandlun-
gen kann man schon jetzt sagen, dass wir ganz laut
„hier“ rufen werden, wenn es darum gehen wird, mit
unserem Passiv-Aktiv-Modell Modellregion für die
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit zu werden.
Ich werde nicht müde, dafür zu werben, dass man
uns das in Berlin endlich einmal ermöglicht. Ich glau-
be, das ist ein gutes Signal dafür, dass wir das tun,
was vielen in diesem Land hilft, ein Signal, dass wir
sie angesichts der guten Statistik nicht vergessen
haben, sondern jeden einzelnen im Blick haben.
Auch das ist eine Aufgabe einer Landesregierung,
und dieser Aufgabe wollen wir, meine sehr verehrten
Damen und Herren, gerecht werden.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Ja, ich meine, man kann zutreffend sagen: Wir müs-
sen den Mut haben, der Realität ins Auge zu
blicken. - Diesen Mut haben wir auch. Leider gehört
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zur Realität in diesem Land, dass es - noch einmal
gesagt - nicht allen gleich gut geht. Das Thema Al-
tersarmut ist ein wichtiges Thema, das Thema Ar-
mut ist wichtig - und das sind auch wichtige Themen
in diesem Koalitionsvertrag. Deshalb steht in diesem
Vertrag auch das, was zur Armut drinsteht.

Jeder sechste Saarländer ist mittlerweile von Armut
bedroht. Ich führe diesbezüglich keine Statistikde-
batten, ob es nun jeder sechste oder jeder fünfte
Saarländer ist, je nachdem, was man wie definiert
und wen man hinein- und wen man rausrechnet.
Fakt ist: Es ist eine Vielzahl von Menschen von Ar-
mut bedroht. Deshalb ist es richtig, über das hinaus-
gehend, was in den zurückliegenden fünf Jahren ge-
macht worden ist, nicht nur einen Bericht zu schrei-
ben über die bestehende Situation, die wir alle über-
einstimmend als nicht zufriedenstellend erachten,
sondern zu sagen: Wir brauchen nicht nur das Be-
richtswesen, sondern auch etwas, was in dieser Si-
tuation Abhilfe schafft. Ich bin daher froh, dass es
uns gelungen ist, das Thema „Aktionsplan zur Be-
kämpfung von Armut“ in den Koalitionsvertrag aufzu-
nehmen, mit konkreten Maßnahmen und konkreten
Verantwortlichen. Damit zeigen wir, dass wir das
Elend nicht dokumentieren, sondern es beheben
wollen. Das ist die Aufgabe der Politik, und diese
Aufgabe haben wir uns in unseren Koalitionsvertrag
hineingeschrieben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich sage das auch mit Blick auf ein Themenfeld, das
von vielen hinsichtlich dieser Fragestellung als sehr
symbolträchtig angesehen wird: Lohnt sich denn
meine Anstrengung überhaupt? Lohnt sich meine
Leistung? Kann ich denn zumindest erwarten, dass
ich, wenn ich mich mein ganzes Leben lang ange-
strengt habe, am Ende meines Arbeitslebens, wenn
ich in Rente gehe, auch von dem leben kann, was
ich mir über viele, viele Jahre hinweg erarbeitet ha-
be?

Das ist nun also das Stichwort Rente - kein originär
landespolitisches Thema, gleichwohl ein Thema,
das alle Bürgerinnen und Bürger in diesem Land in
irgendeiner Art und Weise bewegt. Ich bin froh, dass
es uns, der Landesregierung, gelungen ist, von den
Parteien den Arbeitsauftrag zu erhalten, eine Bun-
desratsinitiative auf den Weg zu bringen, die den In-
halt und zum Ziel hat, das Rentensystem so zu
überarbeiten, dass am Ende eine gerechte Rente
steht. Natürlich muss das finanzierbar sein. Natürlich
muss das bezahlbar sein, aber vor allem muss es ei-
ne Rente sein, die den Lebensstandard der Men-
schen sichert. Die Rente darf nicht länger Armutsri-
siko sein, sondern muss begriffen werden als Doku-
mentation der Lebensleistung. Diese saarländische
Landesregierung wird eine solche Bundesratsinitiati-
ve auf den Weg bringen. Auch das ist, wie ich finde,

ein großer Erfolg, meine sehr verehrten Damen und
Herren!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will auf einen weiteren Punkt hinweisen, auch
dies ein wesentlicher Punkt schon im Kontext der
letzten Koalitionsverhandlungen: das saarländische
Tariftreuegesetz. Das ist schon immer ein sperriger
Begriff gewesen, meint aber letztlich nichts anderes
als die Einführung eines „saarländischen Mindest-
lohns“. Immer, wenn die öffentliche Hand Aufträge
vergibt, muss das Unternehmen, das den Auftrag
haben will, den Nachweis erbringen, dass es einen
Mindestlohn bezahlt. Das haben wir hier im Land in
der Großen Koalition erreicht, noch bevor der Min-
destlohn auf der Bundesebene eingeführt worden
ist. Mittlerweile gilt der Mindestlohn ja glücklicher-
weise für alle Beschäftigten in diesem Land; vier Mil-
lionen Menschen in Deutschland haben vom Min-
destlohn letztlich profitiert.

Ein kleiner, wenngleich nicht unwesentlicher Kritik-
punkt von Verdi seinerzeit war - ich habe mir die
Pressemitteilung noch mal raussuchen lassen -,
dass beim Tariftreuegesetz nicht festgeschrieben
worden ist, dass es sich, wenn man sich auf einen
Tarifvertrag bezieht, auch wirklich um den repräsen-
tativen Tarifvertrag handeln muss. Auch das ist ein
Punkt, bei dem wir gesagt haben: Lasst uns doch
jetzt in der neuen Großen Koalition diesbezüglich
nacharbeiten. - Das ist uns gelungen. Ich halte das
für ein gutes Signal dafür, dass wir an Projekten wei-
terarbeiten, dass wir sie fortentwickeln. Der reprä-
sentative Tarifvertrag soll nun also zur Bedingung
gemacht werden, und damit soll deutlich zum Aus-
druck gebracht werden, dass Lohndumping bei uns
im Saarland keinen Platz hat. Das haben wir festge-
schrieben, das wird diese Landesregierung umset-
zen. Auch das ist ein gutes Signal für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in diesem Land.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will ein weiteres Beispiel geben, mit Blick auf die-
jenigen, die nun vielleicht sagen: Das ist ja alles
schön und gut, was ihr hier beschreibt, für mich ist
das aber nicht so ideal. - Das ist nämlich die Le-
benssituation vieler Frauen in diesem Land. Ihnen
stellt sich die Frage: Komme ich mit dem aus, was
ich mir erarbeite? Bekomme ich überhaupt einen Ar-
beitsplatz? Das ist auch abhängig von der Lebenssi-
tuation, und ich nenne hierzu einmal als Stichwort
die Alleinerziehenden, die es oftmals nicht einfach
haben.

Und dann gibt es auch noch die besondere Unge-
rechtigkeit, dass man, selbst wenn man einen Ar-
beitsplatz bekommen hat, oft weniger verdient als
der Kollege, der nebenan im Grunde genau die glei-
che Arbeit verrichtet. Das ist, wie ich finde, eine him-
melschreiende Ungerechtigkeit, ein Sachverhalt, bei
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dem es dringend einer Änderung bedarf. Ich hoffe,
dass vor allem auch auf der Bundesebene die Kraft
dafür vorhanden sein wird, das gesetzlich zu regeln.
Ich will mich an dieser Stelle aber nicht zurückleh-
nen und bin daher sehr froh, dass es uns gelungen
ist, zumindest in dem Bereich, in dem wir das selbst
beeinflussen können, einen entsprechenden Akzent
zu setzen: Der Entgelt-Check stellt sicher, dass das
in der öffentlichen Verwaltung überprüft werden
kann. Ich glaube, das ist ein wichtiges Signal.

Das erscheint mir im Übrigen zudem als ein gutes
und kluges Gebaren von Personalpolitik in der öf-
fentlichen Verwaltung, denn auch wir stehen im
Wettbewerb um die klügsten Köpfe in diesem Land.
Und wenn wir den Frauen in diesem Land diese Hal-
tung so signalisieren können, so ist die Regelung
nicht nur notwendig unter dem Gesichtspunkt der
Gerechtigkeit, sondern aus Arbeitgebersicht auch
klug. Deshalb halte ich den beschrittenen Weg für
den richtigen, und ich bin froh, meine sehr verehrten
Damen und Herren, dass wir dieses Signal senden
können.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Natürlich geht es immer auch darum, möglichst viel
von dem, was wir letztlich zu bekämpfen oder zu re-
parieren versuchen müssen, gar nicht erst entstehen
zu lassen. Dabei ist das Thema Bildung ein Schlüs-
selthema, steht sozusagen am Anfang einer Ent-
wicklungskette. Damit geht auch immer die Frage
der Bildungsgerechtigkeit einher: Wer hat welche
Chancen? Wer hat welchen Zugang zur Bildung?
Auch das ist eine zentrale Frage, die handlungslei-
tend für die Politik ist.

Wir wissen, dass gerade mit Blick auf die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf das Thema der Gebüh-
ren, der Kosten, der Abgaben einen besonders sen-
siblen Punkt berührt. Darauf geben wir, wie ich fin-
de, als Beitrag dazu, dass Bildung von Anfang an für
alle bezahlbar sein muss, die richtige Antwort, indem
wir es geschafft haben vorzusehen, dass diese Lan-
desregierung den Einstieg in die schrittweise Bei-
tragsfreiheit bei den Kita- und Krippengebühren auf
den Weg bringen wird. Ja, das kostet das Land viel
Geld! Aber ich halte das für verdammt gut investier-
tes Geld - dies übrigens auch angesichts der Kon-
kurrenz zu benachbarten Bundesländern, die schon
entsprechend verfahren. Ich halte das für gut inve-
stiertes Geld mit Blick darauf, dass wir die Frauen in
der Arbeitswelt brauchen. Und es ist gut investiertes
Geld, weil niemand damit finanziell überfordert sein
soll. Angesichts all dessen ist das gut angelegtes
Geld, und ich bin sehr froh, dass es gelungen ist,
dies vorzusehen. Das ist ein gutes Signal an die
Adresse der Familien in diesem Land, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Betreuung endet aber ja nicht, wenn die Kinder
die Kita nicht mehr besuchen; dann geht es erst
richtig los. Dafür, für das Thema des Ausbaus der
schulischen Ganztagsangebote, haben wir eine Lö-
sung gefunden - zugegebenermaßen einen Kompro-
miss, aber einen, wie ich meine, guten Kompromiss.
Nun ist es kein großes Geheimnis, dass es hinsicht-
lich der Frage der Betreuung am Nachmittag - Ganz-
tagsbetreuung oder freiwillige Ganztagsbetreuung -
bei den beiden Koalitionsparteien unterschiedliche
Prioritäten gibt. Wichtig ist, so finde ich, dass man
ein gleichwertiges Auswahlangebot für die Eltern
schafft, mit dem Freiwillig-Modell ebenso wie mit
dem Ganztagsmodell. Deshalb wird es bei beiden
Modellen gleichermaßen Verbesserungen und Aus-
baumöglichkeiten geben. Auch das, finde ich, ist
nichts, was man als „pure Ideologie“ in der einen wie
in der anderen Richtung bezeichnen kann, sondern
ein vernünftiges Vorgehen, das insgesamt den Kin-
dern in diesem Land, aber auch ihren Eltern, hilft, in-
dem wir beides verbessern, bei der Nachmittagsbe-
treuung die Qualität und bei den Ganztagsschulen
das Angebot. Das ist ein wichtiges Signal an die El-
tern in diesem Land. Auch das finde ich klug, in ei-
ner Großen Koalition an der Stelle sinnvolle Kom-
promisse zu finden

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dass Bildung ein Schwerpunkt sein soll, ist eben ge-
sagt worden. Das gilt sowohl für die Hochschulen
als auch für die übrigen Bildungsinstitutionen. Wir
reagieren auf Bedarfe: 200 Lehrerstellen werden
jetzt zusätzlich zur Verfügung gestellt, um den aktu-
ellen Entwicklungen an den Schulen Rechnung zu
tragen. Es gibt ein paar Sätze, die vermeintlich lapi-
dar daherkommen, die aber deutlich machen, dass
Bildung tatsächlich ein Schwerpunkt dieser Landes-
regierung ist. Ein Satz, der da lautet, dass die Aus-
gaben pro Schüler im bundesweiten Vergleich an-
steigen sollen, macht doch deutlich, dass wir nicht
unambitioniert sind, dass wir nicht das, was wir ha-
ben, nur verwalten wollen, sondern dass wir besser
werden wollen. Das wird auch an Zahlenwerken
messbar sein, auch das steht in diesem Koalitions-
vertrag. Dass der Anteil der Bildungsausgaben im
Haushalt prozentual stärker steigen wird als die übri-
gen Ausgaben, macht auch deutlich, dass Bildung
ganz eindeutig ein wirklicher Schwerpunkt dieser
Landesregierung sein wird!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Mitbestimmung, das ist eben angesprochen worden,
ist notwendig, wenn wir tatsächlich die Digitalisie-
rung in den Betrieben für die Beschäftigten verträg-
lich gestalten wollen, auch mit Blick darauf, welche
technologischen Entwicklungen uns noch erwarten.
Ich glaube, dass wir uns gerade bei der Automobilin-
dustrie eine gewisse Technologie-Offenheit bewah-
ren müssen. Die Frage, was die Antriebstechnologie

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 3. Sitzung am 24. Mai 2017

(Ministerin Rehlinger)

42



der Zukunft sein wird, scheint für viele in absoluter
Betrachtung schon entschieden zu sein. Ich würde
das erstmal nicht so sehen. Es wird neben der Elek-
tromobilität auch andere Formen geben; man wird
auch kucken müssen, wo man eine Nische findet,
wie man Anschluss an bestimmte Entwicklungen
halten kann und bei welchen Entwicklungen man an
der Spitze der Bewegung stehen will - Stichwort au-
tonomes Fahren. Auch hier braucht es Mut zum
Blick in die Realität.

Ich sage eindeutig, dass es auch angesichts der Be-
deutung der Automobilindustrie für dieses Land eine
Zukunftsfrage sein wird, wie wir uns da miteinander
aufstellen. Das betrifft nicht nur diese Landesregie-
rung und dieses Parlament, sondern auch die Unter-
nehmen, die oft nun mal leider nicht ihren Sitz hier
bei uns im Saarland haben.

Wichtig ist auch das Zusammenspiel mit unseren
Hochschulen und den Gewerkschaften. Ich glaube,
vor dieser Herausforderung stehen zunächst einmal
alle hier in Deutschland. Aber das Saarland ist ein
Land, das in besonderem Maße die Fertigkeiten und
Fähigkeiten mitbringt, diese Herausforderungen er-
folgreich zu meistern. Wir reden miteinander, wir
stimmen uns ab, wir haben das Potenzial und wir
wissen, wie Strukturwandel funktioniert. Das wird
uns auch an dieser Stelle gelingen, wenn wir diese
Aufgabe für uns persönlich annehmen. Das wird ei-
ne Aufgabe sein, die in den nächsten fünf Jahren
viel Zeit in Anspruch nehmen wird, aber diese Mühe
wird sich lohnen, denn viele, viele Arbeitsplätze und
die wirtschaftliche Entwicklung dieses Landes hän-
gen davon ab, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will noch einen letzten Satz zum Thema Investiti-
onen sagen, darüber ist eben viel gesagt worden.
Ich will nur dem Versuch begegnen, zu erzählen,
dass in diesem Land erst ab dem Jahr 2020 irgend-
etwas investiert wird. Das ist mitnichten der Fall! Wir
investieren ja jetzt auch, wir haben es in den letzten
fünf Jahren schon getan, wenn auch nicht immer in
dem Maße, wie wir es wollten. Aber es braucht auch
Vorbereitungen, um das Geld, das ab 2020 mehr zur
Verfügung steht, ausgeben zu können. Deshalb ist
es sinnvoll, an der Stelle zu sagen, lasst uns das
Personal entlang von Genehmigungs- und Pla-
nungsketten verstärken, damit 2020 das „Mehr-
Geld“ im wahrsten Sinne des Wortes auf die Straße,
auf den Campus, auf die Brücke oder wohin auch
immer gebracht werden kann. Wir investieren damit
in all die Bereiche, in denen wir in den letzten Jah-
ren vielleicht nicht so viel investiert haben, wie wir
uns das alle miteinander gewünscht hätten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der deut-
sche Schriftsteller Christoph August Tiedge hat ge-
sagt: „Die Zukunft ist ein Kind der Gegenwart.“ Ich
sage Ihnen: Wir wollen allen Kindern der Gegenwart
- egal wie sie heißen mögen - eine gute Zukunft ge-
ben, und zwar ganz konkret. - Herzlichen Dank und
Glück auf!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich
schließe die Aussprache - Damit sind wir am Ende
der Sitzung angelangt. Ich schließe die Sitzung und
wünsche einen guten Appetit.
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